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Von den Lehrern und Lehrerinnen an den Volksſchulen . §S44. 85

im Wege der Nachſichtserteilung eine Ausnahme bewilligt wird . Eine
ſolche Ausnahme wird auch für den regelmäßigen Fall des Abſ . 2 dann
bewilligt werden können , wenn die Zahl der zum Beſuch des Unterrichts
verpflichteten Mädchen nur eine kleine iſt .

Sind mehrere Gemeinden an einer Schule beteiligt , ſo kann
eine Beſchränkung des Unterrichts auf das Winterhalbjahr nur auf über⸗
einſtimmenden Beſchluß aller Gemeinden eintreten .

Höhere Behörde iſt das UM. 380 . 8 2 Ziff . 4.
Die für den Handarbeitsunterricht zu bildenden Klaſſen ſollen

nicht mehr als 40 Schülerinnen umfaſſen und die Unterrichtszeitſoll im Falle des Abſ . 1 nicht unter drei , im Falle des Abſ . 2 nicht
unter vier Wochenſtunden zurückgehen . Vergl . im übrigen die VO. des
vorm . OSchR . , die Erteilung des Unterrichts in weiblichen Handarbeiten
an Volksſchulen vom 3. März 1894 — SchVOBl . S. 76. Zu dem der
Vo beigegebenen Lehrplan iſt zu bemerken , daß ein den neueren An⸗
forderungen entſprechender Lehrplan dermalen Gegenſtand der Er⸗
probung in einer größeren Anzahl von Schulen iſt .

3. Anträge auf Befreiung ſind durch Vermittelung der
Ortsſchulbehörde beim Kreisſchulamt einzureichen .

4. Die Zuſammenfaſſung zu gemeinſamem Unterricht wird unter
Umſtänden den Vorteil bieten , daß ſie die ! ? ildung mehrerer Klaſſen und
damit eine Trennung der Schülerinnen nach einzelnen Schuljahren er⸗
möglicht .

Zuläſſige Strafen .
843 .8 0

EllG . vom 8. März 1868 § 209.
Die in der Volksſchule zuläſſigen Strafen werden durch Ver⸗

ordnung der Oberſchulbehörde unter Genehmigung des Unter⸗
richtsminiſteriums beſtimmt

Die hier vorgeſehenen Verord
Schulordnung — Abſchnitt
erlaſſen .

ungen ſind in den §88 64 —69 der
1 — unmittelbar durch das UMM.

Vierter Titel .

Von den Lehrern und Lehrerinnen an den Volksſchulen .

Erſter Abſchnitt .

Von der Vorbereitung der Volksſchullehrer .

Volksſchulkandidaten .

§8 44.
EllG . vom 8. März 1868 § 30. Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . IV .

( 1) Die Aufnahme unter die Volksſchulkandidaten , durch
welche die Befähigung für den Dienſt eines Schulgehilfen erlangt
wird , geſchieht durch die Oberſchulbehörde in der Regel aufgrund
einer vorher beſtandenen Prüfung .



Schulgeſetz .

( 2) Bei dieſer Prüfung ſind die betreffenden Kirchen⸗ und
Religionsgemeinſchaften durch Beauftragte vertreten , welche die
Kandidaten hinſichtlich ihrer Befähigung zur Erteilung des Reli⸗

gionsunterrichts prüfen .

( 3) Die Entſcheidung über die Befähigung zur Erteilung des
Religionsunterrichts ſteht den betreffenden Kirchen⸗ und Reli⸗

gionsgemeinſchaften zu und wird den Kandidaten durch Vermitte⸗

lung der Oberſchulbehörde eröffnet .

( J ) Zur Erleichterung der Ausbildung von Volksſchullehrern

werden Lehrerſeminare gehalten , in welchen der Unterricht unent⸗

geltlich erteilt wird , und in welchen Einrichtungen für gemeinſame

Verpflegung von Zöglingen getroffen ſind .

Der vierte Titel von den Lehrern und Lehrerinnen an den
Volksſchulen erfährt durch die Aufnahme der Volksſchullehrer in die Be⸗

ſoldungsordnung eine durchgreifende Anderung . Dabei wird künftig die

Trennung in zwei beſondere Abſchnitte in Wegfall kommen können.
Der erſte Abſchnitt gibt nicht beſtimmte Vorſchriften über die

Art der Vorbereitung zum Lehrerberuf . Er beſchränkt ſich viel⸗

mehr auf die zwei Beſtimmungen :

a) daß die Befähigung für den Dienſt eines Volksſchullehrers durch
eine Prüfung zu erbringen iſt , für die in den Lehrerſeminaren
Gelegenheit zur Vorbereitung geboten wird , und

b) daß die planmäßige Anſtellung als Lehrer von der Ablegung
einer zweiten Prüfung abhängig iſt .

1. §S 44 Abſ . 1 beſtimmt ,
a) daß der Eintritt in den Volksſchuldienſt bedingt iſt durch das Be⸗

ſtehen einer von der Oberſchulbehörde angeordneten Prüfung ,

b) daß die in der Prüfung Beſtandenen von der Oberſchulbehörde
unter die Volksſchulkandidaten aufgenonmen werden und

o) daß dieſe Aufnahme die Befähigung verleiht zur Bekleidung der

Stelle eines Schulgehilfen , d. h. zur Verwendung im Schuldienſt
in nichtplanmäßiger Stellung .

Von der durch die Worte „in der Regel “ der Oberſchulbehörde ek⸗

teilten Ermächtigung zur Nachſichtserteilung von der Ablegung der

Prüfung wird nur inſofern Gebrauch gemacht , als die in einem

anderen Lande abgelegte Prüfung , ſofern ſie den Anforderungen der
badiſchen Prüfung entſpricht , als Erſatz für dieſe angeſehen wird . Bis

Jur Erlaſſung der für Lehrer und Lehrerinnen gleichmäßig geltenden

Prüfungsordnung vom 10. Juli 1918 — Abſchnitt VI 2 —beſtanden he⸗

e nur für Lehrerinnen Die Prüfungen füt
5

er wurden nach den für die Abgangsprüfungen der Lehrer⸗
ſeminare geltenden Vorſchriften abgenommen .

die Aufnahme unter die Volksſchulkandidaten gibt

keinen Rechtsanſpruch auf Verwendung im Schuldienſt . Für
die Übernahme in dieſen iſt nur das vorhandene Bedürfnis ent⸗
ſcheidend . Die Zahl der hieraus imaußerplanmäßigen dienſt⸗
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Von den Lehrern und Lehrerinnen an den Volksſchulen . § 44. 87

verhältnis einzuſtellenden Anwärter iſt alljährlich von dem „zu⸗
ſtändigen Miniſterium “ , d. i. dem UM. , im Benehmen mit dem Finan 3³
miniſterium feſtzuſetzen . §S 3 Abſ . 2 Beſ . Geſ . In Übereinſtimmung
hiermit ſteht die Beſtimmung in Art . 7 RPAVO . , ) wonach es zur Ein⸗
ſtellung von Beamtenanwärtern in den Dienſt der Zuſtimmung des
Miniſters der Finanzen bedarf . Dieſer Vorſchrift wird durch die Feſt⸗
ſetzung des Jahresbedarfs nach §S 3 Beſ . ⸗G. genügt . Der Einholung der
Zuſtimmung des Finanzminiſteriums im Einzelfall bedarf es nicht . So⸗
weit ſich im Laufe eines Jahres ein Bedarf nach Verwendung weiterer
Lehrkräfte ergibt , können ſolche nur im vertragsmä ßigen Dienſt⸗
verhältnis eingeſtellt werden .

In Rückſicht auf die für die Anwärter der mittleren Beamtenlauf⸗
bahn allgemein übliche Benennung dürfte die Bezeichnung „Volks⸗
ſchulkandidat “ wenigſtens für die in den Schuldienſt übernommenen
Volksſchulkandidaten durch die Amtsbezeichnung „ V olksſchul⸗
praktikant “ zu erſetzen ſein .

Nach Bktm . des UM. vom 3. Februar 1925 — ABl . Nr . 3 — können
Volksſchulkandidaten und Kandidatinnen , die nach Umfluß von 6 Monaten
nach ihrer Aufnahme unter die Schulkandidaten im öffentlichen Schul⸗
dienſt nicht verwendet ſind , zur unent geltlichen Beſchäfti⸗
gung an badiſchen Volksſchulen zugelaſſen werden . Die Beſchäftigung ,
die mindeſtens 12 Wochenſtunden umfaßt , iſt in ihrem Verlauf nicht
dauernd an die gleiche Schule gebunden . Anträge um Zuweiſung an
eine Schule ſind bei dem Kreisſchulamt ( Stadtſchulamt ) einzureichen , das
zur näheren Anordnung über die Art der Beſchäftigung zuſtändig iſt .
Nach weiterer Bktm . des UM. vom 8. Juli 1925 ( ABl . Nr . 32) können
„ etwa 160 “ ſolcher Kandidaten und Kandidatinnen aus den Aufnahms⸗
jahren 1921 , 1922 und 1923 , aus den im II . Nachtrag zum Staatsvor⸗
anſchlag der Jahre 1924/25 vorgeſehenen Mitteln von 145 900 RM .
Unterhaltszuſchüſſe in Höhe von monatlich 60 —100 / er⸗
halten . Ob und inwieweit dieſe Maßnahme , die ihren Grund in der
durch außergewöhnliche Verhältniſſe verurſachten langen Wartezeit der
Schulamtsbewerber hat , auch für die folgenden Rezeptionsjahre aufrecht
erhalten werden kann , wird davon abhängen , ob im Staatsvoranſchlagder kommenden Jahre die Mittel hiefür zur Verfügung geſtellt werden .

Als Anfang des Vergütungsdienſtalters gilt bei den in
den ſtaatlichen Dienſt übernommenen Volksſchulkandidaten nach § 11 der
VD. des StM . zum Vollzug des Beſ . ⸗Geſ. für die außerplanmäßigen Be⸗
amten vom 26. Juli 1921 „unter der Vorausſetzung voller Be⸗
ſchäftigung “ der Tag des Eintritts in den öffentlichen Schuldienſt ,
ſomit der Tag , an dem der Einzelne die ihm übertragene Stelle der in
§ 45 SchG . bezeichneten Art angetreten hat . Dieſer Zeitpunkt iſt auch
maßgebend für die Berechnung der außerplanmäßigen Dienſtzeit im
Sinne des §S 4 Abſ . 2 Beſ . G.

Wegen etwaiger Kürzung des Vergütungsdienſtalters aus Anlaß
verſpäteter Ablegung der Dienſtprüfung vergl . die Bmkg . zu § 46.

Die Zeit der freiwilligen Beſchäftigung an einer Volks⸗
ſchule — mit wöchentlich 12 Stunden — kann nicht in das Ver⸗
gütungsdienſtalter eingerechnet werden . Wohl aber wird ſie fürdie Berechnung der ruhegehaltsfähigen Dienſtzeit auf⸗

9 Bad. PAPV. in der Faſſung des Geſ . vom 29. Febr . 1926 Art . 4.



88 Schulgeſetz .

grund des § 40 Ziffer 4 BG . unter dem Geſichtspunkt in Betracht

kommen können , daß die Beſchäftigung von „ beſonderem Nutzen für den

ſtaatlichen Dienſt “ war , indem ſie durch die Förderung der praktiſchen

Ausbildung des angehenden Lehrers dieſen in Stand ſetzte , gleich mit dem

Eintritt in den Dienſt ſeine Berufsarbeit erfolgreicher und nutzbringender

zu geſtalten , als ihm dies ſonſt möglich geweſen wäre .

2. Die Feſtſtellung , ob und inwieweit der Prüfling den Anforde⸗

rungen in der Religionsle hre genügt , ſteht dem Beauftragten

der betr . Religionsgemeinſchaft zu. ( 8 13 Abf . 1 der Prüfungsordnung

vom 10. Juli 1918. )

3. Die Entſcheidung aber darüber , ob dem Geprüften die Befähi⸗

gung zur Erteilung von Religionsunterricht zuer

kannt wird , iſt ausſchließlich Sache der oberen Kirchenbehörde bezw. der

Zentralleitung der betr . Religionsgemeinſchaft . Die Nicht⸗Erteilung dieſet

Befähigung verhindert nicht die Aufnahme unter die V lksſchulkandidaten,
wohl aber kann ſie von Einfluß ſein auf die Verwendbarkeit im Schil⸗

dienſt .
Das Geſetz ſtellt es dem Einzelnen frei , wie er ſich die Aus⸗

bildung zum Lehrerberuf erwerben will . Dieſer ſchon bei det

Beratung des EUG . in der II . Kammer feſtgelegte Grundſatz wurde auch

bei den landſtändiſchen Verhandlungen zum SchG . vom 7. Juli 1910 auts

drücklich betont . Dementſprechend beſtimmt auch § 4 der Prüfungsord⸗
nung vom 10. Juli 1918 , daß zur Ablegung der Prüfung auch ſolche zuge⸗

laſſen werden , die eine ſtaatliche Lehrerbildungsanſtalt nicht beſucht

haben. Die Errichtung von Lehrerſeminaren erfolgt nach du

Geſetz nur „zur Erleichterung der Ausbildung “ . Die Grundlage für die

Einrichtung von Lehrerſeminaren bildet dermalen die Ldsh . VoO. voll

27. Februar 1904 , die Organiſation der Lehrerbildungsanſtalten bett . und
die zu deren Vollzug erlaſſene Verordnung des Miniſteriums der Juſtiz,

des Kultus und Unterrichts über den Lehrplan und die Schulordnung für
die Lehrerbildungsanſtalten vom 1. März 1904.

Die Anforderungen für die religiöfe Ausbildung ſind niederge⸗
legt bezüglich

3

a) en Zöglinge in der Vo . des Erzbiſchöflichen

Lht bidur 3 Ttal Unterweiſung der Zöglinge an den

dürch d0 Ait 19. September 1907 , verkündel
Aitein 100 unber 3 Kultus und Unterrichts

ſche Le hre in K 5 S e a6

20 l
ine

n 1 75 BO. des Erzbiſchöfl. Ordinarict
4 Gpiehuer 15 85

ündet durch den Oberſchulrat unterm
btember ! SchVOBl . S. 105,

b) der evangeliſchen göglinge in der VO. des Evang , Hhek⸗
kirchenrats , den evangeliſchen Religionsunterricht in den Lehrer

bildungsanſtalten betr . , vom 19. Dezember 1904 — verkiädel

810 den Oberſchulrat unterm 30. Dezember 1904 — Schedeble
12

41 0 raelitiſchen Zöglinge in der Verordnung des Obet⸗
rats

der Ifraeliten , die Prüfung der iſraelitiſchen Religionslehret
und Lehrerinnen betr . , vom 31. Oktober 1890, verkündet durh
den Oberſchulrat unterm 4. Dezember 1890 .

—

„‚
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Von den Lehrern und Lehrerinnen an den Volksſchulen . §S44. 89

Da die Erteilung von Religionsunterricht grundſätzlich einen weſent⸗lichen Teil der Aufgabe des Lehrers bildet , werden junge Leute , die keinerder anerkannten Religior »gemeinſchaften angehören , von der Aufnahmein ein Lehrerſeminar ausz ſchließen ſein .
Nachdem in den letzten Jahren die Vorſeminare Gengenbach , Lahr ,Tauberbiſchofsheim und Villingen , ſowie die Lehrerſeminare Meersbur

und Karlsruhe II und das Lehrerinnenſeminar Prinzeſſin Wilhelm⸗aufgehoben worden ſind , beſtehen dermalen noch für die män nlicheJugend die Lehrerſeminare Ettlin gen ( eatholiſch ) , Freiburg( konfeſſionell gemiſchtj “, Heidelber g ( konfeſſionell gemiſcht ) und
Karlsruhe l ( evangeliſch ) , und für die weibli che Jugend die den
Höheren Mädchenſchulen angegliederten Seminarkurfe in Freibur g.Karlsruhe , Konſtan z3 und Mannheim , ſämtlich konfeſſionell
gemiſcht .

Der Zugang zu all dieſen Anſtalten iſt ſeit dem Jahr 1923 geſperrt ,ſo daß die letzten Zöglinge im Jahr 1926 zur Entlaſſung kommen .
Über die Beſtimmungen der Reichsverfaſſung zur Frage der Lehrer⸗bildung vergl . Bmkg . zu Art . 143 RVerf . — Abſchnitt II B 1.
5. Um den Lehrern den Übergang zur Ho chſchule zu erleichtern ,können ſie zu einer beſonderen Reifeprüfung zugelaſſen werden . Die Ver⸗

ordnung des UM. vom 14. Februar 1920 — Al Ri7 beſtimmt hier⸗über folgendes :

Lehrer und Lehrerinnen , die mindeéstens 1 Jahr im Schul -
dienste gestanden haben , werden auf ihren Antrag zu einer
als Reiseprüfung geltenden Ergänzungsprüfung zugelassen .
Die Prüfung wird an einer vom Ministerium zu bestimmen -
den höheren Lehranstalt abgenomnien und erstreckt sich
unter Zugrundelegung d Anforderungen der regelmäßigen
Reifeprüfung :

für das Gymnasium auf Latein und Griechisch ,
für das Realgymnasium auf Latein , diejenige Fremd -

sprache , in der der Bewerber beéi der Seminarentlassungnicht geprüft ist , und Mathematik, .
für die Oberrealschule auf eine neuere Fremdsprache

( wie für das Realgymnasium ) , Mathematik und Natur -
Wissenschaften .

Vor Ablegung der Ergänzungsprüfung können Lehrer
und Lehrerinnen , die mindestens ein Jahr im Schuldienste
gestanden haben , zum Studium an der Universität und der
technischen Hochschule nur mit besonderer Genehmigung des
Ministeriums zugelassen werden . Die Genehmigung wird
nur erteilt , wenn neben hervorragender Tüchtigkeit des Be -
werbers besondere Gründe sie rechtfertigen . Die Ergänzungs -
prüfung muß in diesen Fällen spätestens am Schlusse des
ersten Studienjahres abgelegt werden .

Nach Ziff . 4 der VO. des UM. vom 3. Februar 1925 — ABl . Nr. 3— gilt die unentgeltliche Beſchäftigung an einer Volksſchule ,wenn ſie „ mindeſtens auf die Dauer eines Jahres ſich erſtreckt “, als Er⸗

3*



Schulgeſetz .

ſatz für die in der VO. vom 14. Februar 1920 geforderte einjährige prak⸗

tiſche Tätigkeit im Schuldienſt .

Wegen Neuregelung der Lehrerbildung durch das

Geſetz vom 30. März 1926 vergl . Abſchnitt VI 1.

Schulgehilfen .
§ 45 .

EuG . vom 8. März 1868 § 31. Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . IV.

( 1) Die Schulgehilfen können nach Anordnung der Oberſchul⸗
behörde verwendet werden :

als Unterlehrer , auf einer ſtändigen , aber nicht für einen
Hauptlehrer beſtimmten Schulſtelle , oder

als Schulverwalter , auf einer zeitweilig erledigten Haupt⸗

lehrerſtelle , oder

als Hilfslehrer zur Unterſtützung oder Vertretung eines
Lehrers auf deſſen Schulſtelle .

( 2) Alle dieſe Dienſte ſind widerruflich .

Abſ . 1 gibt die verſchiedenen Verwendungsmöglichkeiten der un⸗

ſtändigen Lehrer an. Rechtlich hat die Unterſcheidung , nachdem die
Vorſchriften des §S 64 des Geſ . über die den Unterlehrern und Schulberk

waltern im Eegenſatz zu den Hilfslehrern zuſtehenden Wohnungsrechte
in Wegfall gekommen ſind , keine Bedeutung mehr .

2 Für die Entlaſſung aus dem Schuldienſt iſt , ſofern dieſelbe

nicht durch eine Pflichtverletzung verurſacht iſt , die vierwöchige Kündi⸗

gungsfriſt des § 8 Abſ . 2 der VVO . z. BG . einzuhalten .

Dienſtprüfung .
§ 46 .

EllG . vom 8. März 1868 §S 32. Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . IV.

( 1) Umdie Befähigung zur etatmäßigen Anſtellung zu er⸗
0 te FolkSſd ö f 5 1 1

langen , müſſen die Volksſchulkandidaten eine zweite , vorzugk⸗
für den Nachweis der praktiſchen Ausbildung beſtimmte

Prüfung — die „ Dienſtprüfung “ — beſtehen .

( 2) Das Nähere über dieſ ir
5 Das Näh ber dieſelbe wird durch Verordnung be⸗

ſtimmt .

8 Die Vollaugsbeſtimmungen ſind erlaſſen in der VO. des UM. vom

Abfe 55
1

50 ſt per üfung der Volksſchulkandidaten betr . —

Abſchni 3. Für die Prüfung in der Religi ind

Masg
9 der Religionslehre f‚

a) für den katholiſchen Religionsunterricht die VO. des Erzb.
Ordinariats vom 12. Juni 1913 — verkündet durch das UM.
unterm 23. Juni 1913 — SchVOBl . S. 170,

Wenn.9
w. d

lehltet!
Müſſen,

J0
lirdet⸗
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Von den Lehrern und Lehrerinnen an den Volksſchulen . §S 6. 91

b) für den evangeliſchen Religionsunterricht die VO. des Ev.
Oberkirchenrats vom 17. April 1914 , verkündet durch das UM.
unterm 7. Mai 1914 — SchVOBl . S 112 ,

e) für den iſraelitiſchen Religionsunterricht die VO. des Ober⸗
rats der Iſraeliten vom 1. Oktober 1897 , verkündet durch den
Oberſchulrat unterm 22. Januar 1898 .

§ 1 der VO. vom 30. Juli 1912 beſtimmt , daß die Dienſtprüfung
früheſtens 3 Jahre nach der Aufnahme unter die Volksſchulkan⸗didaten , d. h. nach einer dreijährigen praktiſchen Schultätigkeit , und
ſpäteſtens nach ſechs Jahren ſeit dem bezeichneten Zeitpunkt abgelegt ſeinmuß und daß von der dreijährigen Vorbereitungszeit mindeſtens zweiJahre an einer öffentlichen Schule des Landes verbracht ſein
müſſen .

Wenn ein Kandidat nach der VO. des UM. vom 3. Februar 1925 über
„die Beſchäftigung der Volksſchulkandidaten in der Schule “ zur unentgelt⸗lichen Beſchäftigung an einer Volksſchule zugelaſſen worden iſt , ſo kann nachZiff . 1 der VO. dieſe Beſchäftigung „bis zur Dauer eines Jahres auf die
für Ablegung der Dienſtprüfung vorgeſchriebene Zeit der prakti⸗
ſchen Ausbildun g. für den Lehrerberuf angerechnet werden “ . Die
gleiche Vergünſtigung wird nach Ziff . 3 auch für die Tätigkeit an einer
„ Privatſchule “ zugeſtanden , wenn es ſich dabei um eine ſelbſt⸗
ſtändige Unterrichtserteilung in wöchentlich 15 Wochenſtunden handelt .Unter der „Zeit der praktiſchen Ausbildung “ im Sinne der VO. über die
Dienſtprüfung iſt an ſich die Geſamtdauer der Vorbereitung von3 Jahren zu verſtehen . Ein Jahr hievon kann aber ſchon nach § 1
Abſ . 3 dieſer VO. außerhalb des öffentlichen Schulunterrichts zugebrachtſein , d. h. in einer dem Betreffenden nicht ſtaatlicherſeits übertragenenStellung an irgend einer Schule . In dieſes Jahr könnte ſonach auch ,ohne daß es hierwegen einer beſonderen Beſtimmung bedürfte , die in
Ziff . 1 und 3 der Vo . vom 3. Februar 1925 bezeichnete Zeit der unent⸗

geltlichen Beſchäftigung an einer Volksſchule oder der Tätigkeit an einer
Privatſchule eingerechnet werden . Die Vorſchrift wird daher den von ihrbeabſichtigten Zweck , die für die Schulamtsanwärter durch die unver⸗

ſchuldet lange Wartezeit und die dadurch bedingte ſpätere Zulaſſung zurDienſtprüfung erwachſenden Nachteile abzuſchwächen , nur dann erreichen ,wenn die Zeit der unentgeltlichen Beſchäftigung an einer Volksſchulebezw . die Tätigkeit an einer Privatſchule auf die zwei Jahre ange⸗rechnet wird , die im 6ffentlichen Schuldi enſt zugebracht werden
müſſen . Nur bei dieſer Auslegung rechtfertigt ſich auch die Beſtimmungder VO. , daß die betreffende Tätigkeit , um angerechnet zu werden ,
mindeſtens den Zeitraum von einem Jahr umfaßt haben muß ; war ſievon kürzerer Dauer , ſo kann ſie zwar nicht auf die Vorbereitungszeit im
Schuldienſt , wohl aber auf die 3jährige Geſamtvorbereitungszeit in An⸗
rechnung gebracht werden .

Wird die Dienſtprüfung infolge eigenen Verſchuldens verſpätet
abgelegt , ſo wird nach §S 12 der V§ . des StM . über den Vollzug des Be⸗
ſoldungsgeſetzes für die außerplanmäßigen Beamten vom 26. April 1921die Zeit der Verſpätung , d. i. der Zeitraum vom Schluß der Prüfung , zuwelcher der Anwärter nach den Ausbildungsvorſchriften erſtmals hätte
zugelaſſen werden können , bis zum Schluß der Prüfung , in der er be⸗
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ſtanden hat , auf das Vergütungsdienſtalter nicht ange⸗

rechnet . Die Verſpätung gilt nur dann als nicht verſchuldet , wenn ſie

durch ein Ereignis verurſacht iſt , das von dem Willen des Prüfungs⸗

pflichtigen unabhängig , nach allgemeiner Anſchauung als ein zureichender

Hinderungsgrund anzuſehen und als ſolcher von dem UM. anerkannt iſt.

E

8 47 .

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . IV 8S 29.

Die Beſtimmungen der erſten drei Abſätze von § 44, ſowie jene der

88 45 und 46 gelten auch hinſichtlich der Verwendung von Lehrerimen

als Schulgehilfinnen und der Anſtellung von ſolchen in Hauptlehrerſtellen .

8 47 iſt durch die Vorſchrift des § 33,

Geſetzes über die rechtlichen Verhältniſſe der Le

gelten , gegenſtandslos geworden .

wonach die Beſtimmungen des
hrer auch für Lehrerinnen

Zweiter Abſchnitt

Anwendung der Beamten geſetze auf die Lehret

an Volksſchulen .

Die Beſtimmungen dieſes Abſchnittes über die Anwendung von Vot⸗

ſchriften des Beamtengeſetzes auf die Lehrer ſind infolge der Auf—

nahme der Lehrer in die Beſoldungsordnung , und del

damit verbundenen Einreihung unter die ſtaatlichen Beamten (Beſ. Geſ.

8 20), ſoweit ſie nicht durch § 30 des Beſ . Geſ . — wie die 8§S 58 —64 ,
0

und 67 — ausdrücklich aufgehoben wurden , gegenſtandslos geworden

( 88 48, 49, 54, 70 und 701). Sie werden gleichwohl , um das Geſamtbild

des Geſetzes aufrecht zu erhalten , im folgenden noch aufgeführt .

Der Abſchnitt hat ſich hiernach nur noch mit den aus der Eigel⸗

art des Lehrerberufs und dem Verhältnis zu den Gemeinden ſich ergeben

den Beſonderheiten der beamtenrechtlichen Stellung
der Lehrer zu befaſſen .

Beamtenrechtliche Stellung der Lehrer .

§ 48 .

Geſ . vom 13. Mai 1892 .

8 Hinſichtlich der Anſtellung , der Pflichten , des Dienſteinkommens, der

Verſetzung in den Ruheſtand , der Hinterbliebenenverſorgung und du
finden für die Lehrer in Volksſchulen die Beſtimmungen

det

Abſchnitte IVII und des 8 121 des Beamtengeſetzes , ferner die o⸗

ſchriften der Gehaltsordnung und des Abſchnitts III des Etatgeſetzes in

der vom 1. Juli 1908 an gültigen Faſſung dieſer Geſetze ſowie das eſe

1005
Koſten der Dienſtreiſen und Umzuͤge der Beamten vom 5. Oktobet

Anwendung , ſoweit nicht die nachfolgenden Feſtſetzungen beſondete

Be immungen hierüber enthalten . Dabei gelten die Lehrer im Sin

der Gehaltsordnung als mittlere Beamte .
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§ 49 .

Geſ . vom 13. Mai . 1892 Art . V. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . V.

Endgültig angeſtellte Hauptlehrer und Hauptlehrerinnen erhalten die
Eigenſchaft etatmäßiger Beamter .

Jedoch können nur die im Gehaltsetat ( § 77 Abſatz 1) genehmigten
Stellen in dieſer Weiſe übertragen werden .

Im übrigen ſind , ſofern nicht die Stelle dauernd im Vertragsverhält⸗nis zu verſehen iſt , die Vorſchriften für nicht etatmäßige Beamte an⸗
wendbar .

Beſetzung von Hauptlehrerſtellen .

§ 50 .

EuG . vom 8. März 1868 § 34. Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . V.
Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . V.

( ) Erledigte Hauptlehrerſtellen werden zur Bewerbung aus⸗
geſchrieben . Jedoch kann mit Zuſtimmung der betreffenden Orts⸗
ſchulbehörde auch eine Beſetzung ohne Ausſchreiben ſtattfinden .

O) Vor der etatmäßigen Beſetzung jeder Hauptlehrerſtelle iſt
der Ortsſchulbehörde Gelegenheit zu geben , ihre etwaigen Be⸗
denken oder beſonderen Wünſche zu äußern . Zu dieſem Zwecke
wird der Ortsſchulbehörde ein nach dem Dienſtalter geordnetes
Verzeichnis der als Bewerber aufgetretenen oder ſonſt in Betracht
kommenden Lehrer mitgeteilt .

6 ) Wenn an einer Volksſchule mehr Hauptlehrerſtellen er⸗
richtet ſind , als bei Anwendung des § 26 dieſes Geſetzes zu er⸗
richten wären , ſo ſteht der Gemeinde für die über die geſetzliche
Zahl hinaus errichteten Stellen das Recht des Vorſchlags zu .

( J Die Vorſchriften in Abſatz 1 und 2
finden auch auf die Be⸗

ſetzung der in [ den §18§ 30 , [ 31 ] aufgeführten Stellen Anwendung .
Dabei iſt auf die von den Gemeinden geäußerten Wünſche tun⸗
lichſt Rückſicht zu nehmen .

( 6) Wenn die Oberſchulbehörde eine erſte Lehrerſtelle zur Be⸗
werbung ausſchreibt , ſo richtet ſich das Verfahren bezüglich ihrer
Beſetzung gleichfalls nach den Vorſchriften in Abſatz 1 und 2.

1. Der Entwurf zum Geſetz vom 13. Mai 1892 hatte als Regel die
Beſetzung ohne Ausf chreiben aufgrund einer vom OSchR . aufzu⸗
ſtellenden Vorſchlagsliſte , ein Ausſchreiben aber nur auf beſonderes Ver⸗
langen der Ortsſchulbehörde vorgeſehen . Der Schul⸗Ausſchuß des Land⸗
tags aber vertrat die Anſchauung , daß grundſätzlich ein Ausſchreiben ſtatt⸗
finden ſolle .
Die Hauptlehrer ſind in Gruppe VII , VIII und IX Beſ . Ord .

eingereiht . Die Stellen in Gruppe VIII ſind Aufrückungsſtellen , jene in
Gruppe IX Beförderungsſtellen für „ Hauptlehrer auf wichtigen Stellen “ .
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In Gruppe IX können bis zu einem Sechſtel aller Stellen eingereiht

werden . Die Verteilung der Stellen zwiſchen Gruppe VII und VIII er⸗

folgt dermalen im Verhältnis von 3 25

Beförderungsſtellen , Funktionärſtellen , ſind Stellen , die aus ſach⸗

lichem Bedürfnis gehoben worden ſind . Ein Einrücken in dieſe lediglich

nach dem Dienſtalter iſt ausgeſchloſſen . Schon bei der Beratung des

Geſetzentwurfs wurde von dem Vertreter der Unterrichtsverwaltung
darauf hingewieſen , daß bei der im allgemeinen gleichmäßigen Tätigkeit

der Lehrer — abgeſehen von den an ſich ſchon höher eingeſtuften Ober⸗

lehrern und Rektoren — Funktionärſtellen ſich als ein in unſeren Schul⸗

organismus nicht paſſendes und ihm fremdes Gebilde darſtellen würden,

daß man deshalb von ihrer Schaffung abſehen und die Einreihung nach

Gruppe IX nach Dienſtalter und Leiſtungen vornehmen ſolle. Ju

Rückſicht auf die Vorgänge in den übrigen Ländern wurde aber auf der

Errichtung beſonderer Funktionärſtellen beſtanden . Tatſächlich erfolgt die

Einreihung im weſentlichen nach den angegebenen Geſichtspunken : Dienſt⸗
alter und Leiſtungen .

Die Beſtimmung in §S 4 Beſ . Geſ . , wonach das Einrücken in die pfan⸗
mäßige Stellung nach einer außerplanmäßigen Dienſtzeit von
5 Jahren ohne weiteres zu erfolgen hat , iſt durch Art . Vder Bad . PAV0.
vom 5. Dezember 1923 aufgehoben worden .

2. Die Beſetzung der Stellen erfolgt nach §8 4 der Ldsh . Bo über
die Anwendung der Beamtengeſetzgebung auf die Lehrer an Volksſchulen
vom 8. Auguſt 1910 durch die Oberſchulbehörde , d. i. das UM. Someit
Stellen in Gruppe IX in Frage ſtehen , iſt für die Beſetzung das Slll⸗

zuſtändig .
1

Für eine gedeihliche Wirkſamkeit iſt bei dem Lehrer weit mehr als
bei einem anderen Beamten notwendig , daß er das Vertrauen der Eltern
der ihm zur Unterrichtung anvertrauten Kinder beſitzt . Das Geſetz ſchreibt

8 vor, daß der Ortsſchulbehörde Gelegenheit zur Außerung etwaiger
edenken und Wünſche bezüglich der aufgetretenen Bewerber ge⸗

geben werden muß . Nach § 19 SchBVO . — vergl . Abſchnitt III 5 —

hat die Ortsſchulbehörde ihre Anträge ſachlich zu begründen . Aber auch

ohne eine ſolche Begründung werden geltend gemachte Bedenken damn zu

en ſein, wenn ſie nach Kenntnis des Miniſteriums von der

Perſon des betr . Lehrers tatſächlich begründet ſind .

7 Uber das bei der Beſetzung einzuhaltende Verfahren vergl—die
VO. vom 23. Dezember 1918 — Abſchnitt VI 6.

Die Übernahme des perſönlichen Schulaufwandes durch den Staat
ſollte keinen Anlaß bieten , das Mitwirkungsrecht der Gemeinden bei We⸗

ſetzung von Hauptlehrerſtellen allgemein zuͤ beſeitigen . Eine ſolche Maß⸗

Band zwiſchen Lehrerſchaft und Gemeinde lockern, zun

5 eil des Staates und der Schule . Vergl . Bmkg . 3 a. E. zu Art. 143

R. Verf . Abſchnitt II B 1.

6 515 05 1 5 vorhandenen Hauplehnee
zwiſchen Um . und Gemeinde .

getten , iſt Säche ettt

83 1 0 10 89 20
der „ Gemeinde “ kommt nach § 23 des Geſ. dem

zu, der aber nach § 21 Ziff. 3 des Geſ . vor ſeinerBe⸗
ſchlußfaſſung die Ortsſchulbehörde zu hören hat .

fthungvon

3232
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4. Iſt die Stelle eines Rektors freiwillig von der Gemeindeerrichtet , ſo iſt auf die Beſetzung dieſer Stelle die Vorſchrift des Abſ . 3ſinngemäß anzuwenden . Zu Abſ . 4 Satz 2 vergl . die Vorſchrift in §S 17Abſ. 2 der VO. über die Beſetzung von Hauptlehrerſtellen vom 23. De⸗zember 1913 . Das dort vorgeſchriebene wiederholte An hörender Ortsſchulbehörde iſt auf einen bei Beratung des SchG . in derI. Kammer beſonders geäußerten Wunſch in die VO. aufgenommenworden .
5. Die Oberſchulbehörde kann , im Falle der Erledigung einer Haupt⸗lehrerſtelle , wenn von den an der Schule bereits angeſtellten Lehrern ſichfür die Stelle des erſten Lehrers keiner eignet , ein Intereſſe daran haben ,unmittelbar die Stelle des erſten Lehrers zur Bewerbung auszuſchreiben .Dadurch ſoll das Recht der Gemeinde zur Mitwirkung bei der Beſetzungder Stelle eine Beeinträchtigung nicht erfahren .

Verſetzung von Hauptlehrern gegen ihren Willen .

§ 51 .

Geſ . vom 28. Auguſt 1835 § 49. EllG . vom 8. März 1868 § 36.
Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . V § 33.

Außer dem Falle der Strafverſetzung kann die Verſetzungeines Hauptlehrers ohne deſſen Zuſtimmung ( Beamtengeſetz § 5)nur ſtattfinden , nachdem auch die Ortsſchulbehörde der Stelle , von
welcher der Lehrer entfernt werden ſoll , darüber vernommen wor⸗den iſt .

Die Oberſchulbehörde hat nicht das Recht , einen Lehrer frei zu ver⸗ſetzen . Die Verſetzung eines Lehrers o hne ſeinen Willen kannnur in der Weiſe geſchehen , daß derſelbe auf Anordnung des UM. unterdie Bewerber um eine erledigte Hauptlehrerſtelle eingereiht wird . Ge⸗lingt ſeine Entfernung auf dieſe Weiſe nicht , ſo iſt ſie nur unter An⸗
wendung des 8 68 des Geſ . zu bewirken . Dies gilt auch für den Vollzugder Strafverſetzun g. Über das Verfahren bei der Strafverſetzungvergl . VVO . z. BG . § 96 und 97. Das vorherige Anhören der Gemeindedes bisherigen Anſtellungsortes iſt nicht nötig , wenn die Entfernung aufdem Wege des 8 68 des Geſ . geſchieht .

Dauernde Anfähigkeit zur Bekleidung von Lehrerſtellen .

8 52 .
EllG . vom 8. März 1868 § 38. Geſ . vom 13 . Mai 1892 Art . V.

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . V.

Lehrer , gegen welche wegen unzüchtiger Handlungen mit
Schulkindern , oder nach erlittener gerichtlicher Verurteilung wegeneines Vergehens , infolgedeſſen ſie die öffentliche Achtung nicht
mehr beſitzen , Dienſtentlaſſung ( Beamtengeſetz §88 79,3 und 8 )
ausgeſprochen worden iſt , dürfen im Schuldienſte nicht wieder
verwendet werden .
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1. Der Dienſtentlaſſung mit der Wirkung der Unfähigkeit zur

ferneren Bekleidung eines Schulamts braucht , wenn es

ſich um unzüchtige Handlungen mit Schulkindern handelt , eine

gerichtliche Verurteilung nicht vorausgegangen zu ſein . Tatſächlich wird

dies aber im Hinblick auf den ſtrafrechtlichen Ghare ſolcher Hand⸗

lungen — RStGB . §S 174 — immer der Fall ſein . Dabei ſind die tak⸗

ſächlichen Feſtſtellungen ddes Falles und ihre rechtliche Würdigung durch
Urteil des Strafrichters für die Diſziplinarbehörde
bindend . Erfolgt gerichtlich eine Freiſprechun ger weil das Gericht

den Beweis für die Vornahme der dem Lehrer zur Laſt gelegten 9d
lungen nicht für erbracht anſieht , ſo bleibt dieſe Feſtſtellung für die

Diſziplinarbehörde ſelbſt dann k idend , wenn die vor Gericht als Zeugen

vernommenen Schüler ihre hiebei zugunſten des Lehrers gemachten Aus

ſagen ſpäter widerrufen und für den Lehr belaſtend geſtalten . Erfolgt

die weil das Gericht da einer wollüſtigen W⸗

ſicht d ehrers bei V yhme der
obj 1Handlungen ver⸗

M210 5 if auch dieſe tellung behörde bindend.

(§S 86 BG. ) . Einem nwaltſchaftlich 8 gerichtlichen Einſtel⸗

lungsbeſchluß kommt die gleiche liche Beddeutung nicht zu.

2. Ob die Verurteilung einer ſtrafbaren Handlung die Folge

hat , daß der verurteilte Lehrer die öffentliche Achtung nicht

mehr beſitzt , iſt Gegenſtand der ng im einzelnen Fall . Duth

die jetzige , von der Kommiſſion der II . Kammer bei Beratung des Ent⸗

wurfs zum Geſ . vom 13. Mai 1892 beſchloſſene Faſſung ſollte verhütet
werden , daß, wie d bis dahin Übung war , eine beſtimmte Kategork⸗
von Straftaten (di tumsvergehen ) unt iedslos „als die öffenk

liche Achtung entziehe 8 * betrac werden .

3. Die Dien aſſung braucht nicht , wie aus der Vel⸗

weiſun ng auf könnte , im Wege des dienſt
polizeilichen Verfahrens ausgeſproch ſie kann auch als eine Folge

bei 55 30 gerichtlichen lẽunn 9 von ſ ſelbſt eintreten , f

lichen 855 zum Verluſt der bürger⸗

73 ähigkeit zurBelleidum
öffentlic ſolche 9
nügt die &

olchen Falle

ſeines A re . 3 durch die Verurteilunt

Ieftsrei 5 und damit zug eich die Fähigkeit z
1 uldienſt verloren habe .

5. D Fähigkeit zur Belleid lamtes
bedeutet

au⸗ idung eines Schuka⸗

rſchrif t zugr der Schüler der öffen⸗
im Wege der Begnadigung nicht aufſe

8

E

lichen S
hoben werde

Verwendung techniſcher Lehrerinnen im Berkragsverhältnis .

E 3
en Geſ. 8. September 1876, Att

* Geſ Mai 1892 Art . W§ 35

d 9 0 ausſchließlich für Unterricht in weih⸗

5 Rearpei 0 Haushaltunc skundel beſtimmt ſi ſind
verden durch die Behörde , der die örtliche Aufſicht über die Volks⸗
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ſchule zuſteht ( S§ 13, 14 , 22 , 118 ) , vorbehaltlich der Genehmigung
des Kreisſchulamts im vertragsmäßigen Dienſtverhältnis ange⸗
ſtellt und entlaſſen . Die Art des von dieſen Lehrerinnen zu er⸗
bringenden Befähigungsnachweiſes wird durch Verordnung be⸗

ſtimmt .

( 2) Die nach Maßgabe des vorhergehenden Abſatzes ange⸗
ſtellten Lehrerinnen ſind auf Verlangen des Kreisſchulamts vom
Dienſt zu entfernen , wenn deren Leiſtungen den zu den ſtellenden
Anforderungen nicht entſprechen , oder wenn deren ſittliches Ver⸗
halten Grund zur Beanſtandung bietet .

1. Lehrerinnen für Haushaltungskunde Gaushaltungslehre⸗
rinnen ) kommen für die Volksſchule nicht mehr in Betracht , nachdem
der Haushaltungsunterricht nur noch Unterrichtsgegenſtand der Fort⸗
bildungsſchule iſt und die Rechtsverhältniſſe der hiefür in Betracht kom⸗
menden Lehrerinnen im Geſetz über die allgemeine Fortbildungsſchule
vom 19. Juli 1918 geregelt ſind .

Die dienſtliche Stellung einer Handarbeitslehrerin
iſt im SchG . je nach der Art ihrer Vorbildung und dem Umfang ihrer
dienſtlichen Verwendung verſchieden geregelt . Iſt die Lehrerin in
„ vollem Umfang befähigt “ , d. h. hat ſie in der von ihr abge⸗
legten Prüfung die Befähigung zur Erteilung des Handarbeitsunterrichts
an „ Höheren Mädchenſchulen “ nachgewieſen ( §S9 der Ldsh . VO. vom
17. Juli 1892 über die Anwendung des Beamtengeſetzes auf die Lehrer
an Volksſchulen ) und iſt ſie vollbeſchäftigt , ſo ſollte ſie nach § 54
Abſ . 1 des Geſ . ſpäteſtens nach 3 Jahren die Eigenſchaft eines nichtetat⸗
mäßigen Beamten erhalten und konnte nach § 56 Abſ . 2 in etatmäßiger
Eigenſchaft angeſtellt werden . Beides hatte die Bereitſtellung der hiefür
erforderlichen Mittel durch die Gemeinde , an deren Schule ſie tätig war ,
zur Vorausſetzung . War ſie nicht vollbeſchäftigt , ſo konnte ſie
ohne Rückſicht auf die Art ihrer Vorbildung nur „ pertragsmäßig “
verwendet werden . In jedem Fall aber erfolgte die erſte Einſtel⸗
lung in den Dienſt ohne Rückſicht auf die Art der Vorbildung und den
Umfang der Beſchäftigung im vertragsmäßigen Dienſtverhältnis .
Die Verleihung der Eigenſchaft eines nicht etatmäßigen Beamten und die
etatmäßige Anſtellung geſchah durch die Oberſchulbehörde , die vertrags⸗
mäßige Einſtellung nach Maßgabe des § 53 durch die Ortsſchulbehörde
mit Genehmigung des Kreisſchuͤlamtes . Hierin ſind durch die Neuordnung
der Beſoldungsverhältniſſe folgende Anderungen eingetreten .

Die Handarbeitslehrerinnen ſind in die Beſoldungsordnung einge⸗
reiht und zwar als Handarbeitslehrerinnen mit einfacher
Vor⸗ und Ausbildung in Gruppe VI und als ſolche mit er⸗
weiterter Vor⸗ und Ausbildung in Gruppe VII . Sie ſind
damit zu ſtaatlichen Beamten erklärt , deren rechtliche Stellung
ſich nach den Vorſchriften des BG . und der Beſoldungsordnung und den
zu dieſen Geſetzen erlaſſenen Vollzugsbeſtimmungen regelt .

Bezüglich der vollbeſchäftigten Handarbeitslehrerinnen be⸗
ſtimmt §8 13 der VO. des StM über den Vollzug des Beſ . Geſ . für die
außerplanmäßigen Beamten , daß ſie eine Probezeit zurückzulegen

7
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haben , die bei einfacher Vor⸗ und Ausbildung drei Jahre , bei er⸗

weiterter Vor⸗ und Ausbildung ein Jahr beträgt . Die Aufnahme

der vollbeſchäftigten Lehrerinnen in den Dienſt der Volksſchule , wie

die ſpätere Aufnahme in das außerplanmäßige Dienſtverhältnis und die

planmäßige Anſtellung hat , zumal da auch der Aufwand für ſie von der

Staatskaſſe getragen wird , wie bei den übrigen Lehrern ſchon jetzt durch

den Staat zu erfolgen .
Bezüglich der Verwendung der nicht vollbeſchä ftigten Hand⸗

arbeitslehrerinnen hat ſich jeweils im Einverſtändnis mit den einzelnen

Gemeinden die Übung herausgebildet , daß ihre Anſtellung durch das

Kreisſchulamt erfolgt nach Anhörung der Ortsſchulbehörde und nach zu⸗

vor eingeholter Zuſtimmung des UM.

Die Anſtellung der Handarbeitslehrerinnen erfolgt hiernach

dermalen ſchon ohne Rückſicht auf den Umfang ihrer Verwendung durch

den Staat .
Bei einer etwaigen Anderung des SchG . wird es ſich empfehlen , die

Vorſchriften über die Ausbildung und die Anſtellung der Handarbeits⸗

lehrerinnen im nichtplanmäßigen Dienſtverhältnis in einem beſonderen

Paragraphen ( etwa dem jetzigen § 47) zuſammenzufaſſen und in § 50

Abſ . 4 eine weitere Beſtimmung über die Anſtellung der planmäßigen

Handarbeitslehrerinnen einzufügen .
Die Ausbildung der Handarbeitslehrerinnen iſt neu geregel

durch die VO. des StM . vom 18. April 1925 und die zu deren Vollzug

vom UM. erlaſſenen Schulordnung für das Handarbeitslehrerinnen⸗

ſeminar vom 7. April 1925. ( Das im Vergleich zur VO. des StM . frühere

Datum der letzteren VO. rührt wohl daher , daß die SchO . vor dem Er⸗

ſcheinen der Vo . des StM . bereits ausgearbeitet war und die Anpaſſung

des Datums an die StM . VO. bei der Bekanntgabe der beiden 208.

überſehen wurde . ) Abſchnitt VI 5.

Da für den Handarbeitsunterricht an kleineren Schulen jeweils nut

eine verhältnismäßig geringe Zahl von Wochenſtunden in Frage kommt,

wird es ſich empfehlen , für ſeine Erteilung künftighin beſondere Ver⸗

bände in der Art, wie ſolche für die Fortbildungsſchule beſtehen , zu er⸗

richten. Die Durchführung dieſer Einrichtung wird einerſeits durch eine

Ausdehnung des Unterrichts auf die unteren Klaſſen der Volksſchulen

G 42) erleichtert werden , andererſeits aber wird ihr vielfach der Mangel

an.Schullokalen an den einzelnen Wochentagen hindernd entgegenſtehen .

Für kleinere , zumal abgelegene Schulen , wird daher die bisherige Ein

ae 9 5 1 vollbeſchäftigter Lehrerinnnen in vertrags⸗

ger S „ wie ſie
8
52 rſie 80

öe
15den ei

Sehke

ie vertragsmäßig verwendete ebei ‚ er⸗

halten nach § 30 Abſ . 2 Veſdef . eine Be. 5Tun 10
des StM . beſtimmt wird .

.„eine Vergütung “ , diedä
Dieſe Vergütung iſt feſtgeſetzt für die äfti

innen durh 80. des 55
0 5 4 4 15 5

Nr . 30) und für die ni „vom 17 . September 1921 ( Asl.

22. S
ie nichtvollbeſchäftigten durch Vo. vom

22. September 1922 ( ABl . Nr. 47) .
N * f

0 Lehrerinnen erhalten hiernach :

jeweils vom Finnamimeſtern Probedienſtzei . Bereſe nach den
0 15 ſterium erlaſſenen Grundſätzen über die
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Gewährung von Vergütungen an Beamtenanwärter währendder Probezeit ,

b) nach Beendigung der Probezeit Vergütung nach Maßgabe der
Vergütungsverordnung ( Anl . 2 zum Beſ . Geſ . ) .

Die Vergütung für nichtvollbe ſchäftigte iſt feſtgeſetzt auf85 v. H. des Betrags , der ſich ergibt , wenn der Anfangsgehalt einer plan⸗
mäßig angeſtellten Lehrerin der Gruppe VI zuzüglich dem Durchſchnittdes Ortszuſchlags der Ortsklaſſen E und D durch die Zahl 30 geteilt
wird , auf⸗ oder abgerundet auf die nächſte durch 40 teilbare Zahl . Wird
der Unterricht während des Sommerhalbjahres ausgeſetzt , ſo wird die
Wochenſtundenvergütung auf ? ' des Betrags feſtgeſetzt und ebenfalls aufdie nächſte durch 40 teilbare Zahl auf⸗ oder abgerundet .

Nach den vom UM. unterm 24. Januar 1924 hiezu erlaſſenen Aus⸗
führungsvorſchriften ( BBl . Nr . 3) wird die nach der VO. des
StM . auf eine wöchentliche Unterrichtsſtunde entfallende Jahresver⸗
gütung nach Monatsbetreffni ſſen in der Weiſe berechnet und
ausbezahlt , daß die Jahresvergütung durch zwölf geteilt und der ſich hier⸗aus ergebende Betrag mit der wöchentlich lehrplanmäßig zu
erteilenden ( nicht mit der tatſächlich erteilten ) Zahl von Unter⸗
richtsſtunden vervielfacht wird . Ein Abzug für die Ferien findet nicht
ſtatt .

Bei Beſchränkung des Unterrichts auf das Winterhalbjahr iſt die
Monatsvergütung vom Tag an , an dem der Unterricht ſtundenplan⸗
mäßig erſtmals zu erteilen war , bis einſchließlich des Tages , an dem er
letztmals zu erteilen war ( nicht erteilt wurde ) , unter Einrechnung der
in die Unterrichtszeit fallenden oder an deren Ende ſich anſchließenden
Ferien zu leiſten .

Die Auszahlung der Vergütung erfolgt auf Anweiſung des
Kreisſchulamts vorbehaltlich des Erſatzes aus der Staatskaſſe durch die
Gemeindekaſſe . Den Gemeinden wird zur Beſtreitung der Ausgaben je⸗weils zu Beginn des Rechnungsjahres ein Vorſchuß angewieſen , der
dann am Schluſſe des Rechnungsjahres durch Aufrechnung auf den Aus⸗
gabebetrag des Monats März ausgeglichen wird .

Die vertragsmäßig verwendeten nicht vollbe⸗
ſchäftigten Handarbeitslehrerinnen unterliegen , ſofern ſie beim Ein⸗
tritt in das Dienſtverhältnis das 60. Lebensjahr noch nicht vollendet haben( die einmal begründete Verſicherungspflicht geht bis zum vollendeten
65. Lebensjahr weiter ) , und wöchentlich mehr als ſieben Wochen⸗ſtunden zu erteilen haben , der Angeſtelltenverſicherung .
Beträgt die Tätigkeit nur ſieben oder weniger Wochenſtunden , ſo bleibtdie Lehrerin , weil es ſich bei ihr nur um eine „ vorübergehende Dienſt⸗
leiſtung “ im Sinne des § 10 RVG . i. V. mit der Vo . des Reichsarbeits⸗
miniſters vom 9. Februar 1923 handelt , — nach im Einzelfall wiederholt
kundgegebener Anſchauung des Direktoriums der Reichsverſicherungsanſtaltfür Angeſtellte in Berlin — ver ſicherungsfrei . Eine Verpflich⸗
tung zur Krankenver ſicherung beſteht nur , wenn die Be⸗
ſchäftigung „ den Hauptberuf und die Hauptquelle der Einnahmen bildet “,was nur in wenigen Fällen zutreffen wird .

Da alle Lehrperſonen grundſätzlich der Angeſtelltenverſicherung unter⸗
liegen und durch das RG . vom 10. November 1922 mit Wirkung vom
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1. November 1922 alle dieſer Verſicherung unterliegenden Perſonen aus

der Invalidenverſicherung herausgenommen wurden , beſteht für die Hand⸗

arbeitslehrerinnen als ſolche weder d ie Pflicht , noch au ch die

Möglichkeit zur Invalidenverſicherung . Eine zuvor be⸗

ſtandene Invalidenverſicherung kann aber ebenſo wie eine Krankenver⸗

ſicherung oder eine Angeſtelltenverſicherung freiwillig fortgeſetzt

werden . Eine Beitragsleiſtung des Staates findet für dieſen Fall aber

nicht ſtatt .
Von den für die verſicherungspflichtigen Lehrerinnen zu ent⸗

richtenden Verſicherungs beiträgen hat die Staatskaſſe zu

übernehmen : bei der Krankenverſicherung ein Drittel , bei der Angeſtellten⸗

verſicherung in der Gehaltsklaſſe X ( bei einem Monatsverdienſt bis zu

50 FN ) den ganzen , in den übrigen Gehaltsklaſſen den hälftigen Beitrag .

§ 54 .d

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VS 36. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . 5

Wenn eine Lehrerin der in § 53 bezeichneten Art , die zur Erteilung

des Unterrichts in weiblichen Handarbeiten oder in Haushaltungskunde

aufgrund beſtandener Prüfung in vollem Umfang für befähigt erklärt iſ ,

ihre ganze Zeit und Kraft dem Dienſt als Lehrerin widmet , ſo ſoll iht

ſpäteſtens nach 3 Jahren bei befriedigender Dienſtleiſtung und tadelfreiem

Verhalten die Eigenſchaft eines nichtetatmäßigen Beamten verliehen
werden .

In etatmäßiger Eigenſchaft kann eine ſolche Lehrerin mit Zuſtim⸗

mung der Gemeinde und nach Anhören der Ortsſchulbehörde auf einer

Hauptlebrerſtelle angeſtellt werden , welche über die geſetzlich gebotene

Zahl hinaus ( § 28) errichtet iſt , und für welche von der Gemeinde die den

Beſtimmungen der Gehaltsordnung entſprechenden Dienſtbezüge dauernd
zur Verfügung geſtellt ſind .

§ 55 .

SuG. vom 8 . März 1868 . Geſ . vom 19. Februar 1874 Art . I. Geſ . vom

13. Mai 1892 Art . V. Geſ . vom 7 . Juli 1910 Art . V. PAVO . vom 17. März

1924 Art . I Ziff . 5.

Die Lehrer der Volksſchule haben für die Regel 32 Unter⸗

richtsſtunden in der Woche zu erteilen . Bei geringerer wöchent⸗
licher Stundenzahl können ſie nebenamtlich noch zu anderweiter
Unterrichtserteilung beigezogen werden .

0 5 durch die PA89. herbeigeführte Neufaſſung des §S 55 bezweck,

9 5 vorübergehendauch zu einer Unterrichtsleiſtung von über

32 Wochenſtunden ohne beſondere Vergütung beiziehen zu können.

Andererſeits wahrt ſie der Schulverwaltung die in der früheren Faſſung

11551
hervorgehobene Befugnis , in beſonderen Fällen ( bei Schul⸗

WVi en e oder beſonders anſtrengendem

u. ögl 9 f aſſen, Klaſſen für Sprachgebrechliche , Schwerhörige
nterricht ), auch eine verminderte Stundenzahl zu geſtatten .

F 8 ſie Möglichkeit ſchaffen, eine an der Volksſchule nicht vollbe⸗
ſchäftigte Lehrkraft zur Erteilung von Unterricht an der allgemeinen odet

Hibetfel
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der gewerblichen Fortbildungsſchule oder einer anderen öffentlichen Schule
6. B. eine Handarbeitslehrerin zur Erteilung des Handarbeitsunterrichts
an die Schülerinnen einer Realſchule ) beizuziehen . Andererſeits beſeitigt
die Neufaſſung die ſeither beſtandene Verpflichtung des Lehrers , auf Ver⸗
langen der Gemeinde oder Anordnung der Oberſchulbehörde noch bis zu
vier weiteren Stunden wöchentlich Unterricht an der Schule des An⸗
ſtellungsortes oder eines Nachbarortes gegen „beſondere Vergütung “ als
dauernde Belaſtung zu übernehmen . Vergl . auch §S 9 der VoOO. z.
SchG . vom 8. Auguſt 1910 . —

Mitverſehung .
§ 56 .

EuG . vom 8. März 1868 § 42. Geſ . vom 13. März 1892 Art . V8 37 .
Geſ . vom 19. Juli 1906 Art . I. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . V.

PAVO . Art . 1 Ziff . 6.

Ferner hat jeder Volksſchullehrer die Verpflichtung , den Unter⸗
richt anderer Lehrer in Volksſchulen desſelben oder eines benach⸗
barten Ortes in Fällen von Erkrankung oder ſonſtiger Dienſtbe⸗
hinderung , Beurlaubung oder Dienſterledigung , bis in anderer
Weiſe geſorgt iſt , nach Kräften mitzuverſehen .

SchBVO . §S 57.

Durch Art . 1 Ziff . 6 PAVO . wurde der ſeitherige zweite Satz des
Paragraphen , wonach dem aushelfenden Lehrer bei einer auswärtigen
Dienſtaushilfe ſtets und bei einer Aushilfe am Anſtellungsort nach
Umfluß von zwei Wochen auch bei gleichbleibender Wochenſtundenzahl
eine beſondere Vergütung zu leiſten war , geſtrichen . Dem Lehrer ſteht
hiernach , auch wenn die Aushilfe eine Mehrbelaſtung an Unterrichts⸗
ſtunden zur Folge hat , ein Anſpruch auf Vergütung nicht zu. Vergl . § 55.
Bei Mitverſehung in einem Nachbarort erhält der Lehrer die geordnete
Reiſekoſtenvergütung .

Die Verpflichtung zur Mitverſehung erſtreckt ſich auch auf die vom
Geiſtlichen erteilten Religionsſtunden , ſoweit dadurch der vom Lehrer zu
erteilende Religionsunterricht die Zahl von 6 Wochenſtunden nicht über⸗
ſchreitet . Rel VO. § 2 Abſchnitt V2 .

Über die für Lhraushilfe zu gewährende Entſchädigung hat
das UM. unterm 19. Juni 1925 — ABl . Nr . 32 S. 141 —folgende VO.
erlaſſen :

Die Lehraushilfe an Volksschulen .

Zum Vollzug der SS 55, 56 und 41 des Schulgesetzes )
vom 7. Juli 1919 in der Fassung der Verordnung des Staats -
ministeriums vom 17. März 1924 ( Gesetz - und Verordnungs -
blatt Seite 47) wird unter Aufhebung der Verordnung vom
8. Dezember 1922 ( Gesetz - und Verordnungsblatt Seite 882 )
mit Wirkung vom 1. Juli 1925 verordnet :

8
Für die durch Mitversehung einer Lehrerstelle sowie

durch Unterstützung im Religionsuntèrricht nach §S 41 des -



Schulgeſetz .

Schulgesetzes veranlaßten auswärtigen Dienstgeschäfte
erhalten die Lehrer Aufwandsentschädigung und außerdem
Ersatz der Reisekosten nach der Verordnung über die Dienst⸗
reisekosten . 60800

§ 2 .

Im Falle eines dauernden Auftrags zur Unterstützung
im Religionsunterricht nach 8S 41 des Schulgesetzes erhält
der Lehrer überdies , insofern und insoweit er mehr als die
regelmäßige Zahl von Unterrichtsstunden (§S 55 des Schul⸗
gesetzes ) erteilt , die geordnete Uberstundenvergütung .

8 3

Die Lehrer haben die nach SS 1 und 2 entstehenden
Kosten jeweils nach Monatsablauf anzufordern . Das Kosten -
verzeichnis ist der vorgesetzten Dienstbehörde einzureichen ,
welche es prüft und mit Bestätigungsvermerk versehen dem
Unterrichtsministerium vorlegt .

1. Wegen der Dienſtreiſekoſten ſiehe die Vo . des StM . vom
12. Juli 1924 — ABl . Nr. 35 S. 105 — und die Bktm . des Finanz⸗
miniſteriums vom 12. Juli 1924 — ABl . Nr . 35 S. 107.

2.,
In der zur allgemeinen Regelung der Überſtunden erlaſſenen Bo.

des StM . vom 26. Juli 1922 — ABl . Nr . 34 — wird die Vergütung für
eine Überſtunde auf 60 Hundertteile des Betrags feſtgeſetzt , der ſich er⸗
gibt , wenn der Anfangsgehalt der Eingangsgruppe VII zuzüglich dem
Durchſchnitt der Ortszuſchläge der Klaſſen A—13 durch die Zahl 30 ge⸗ 4

teilt wird , unter Auf⸗ bezw . Abrundung des ſo gefundenen Betrags auf
die nächſte durch teilbare Zahl .

Organiſten· und Vorſängerdienſt .
851

ElG . vom 8. März 1868 8 43. Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . V.

Geſ . vom 17. Juli 1902 Art . I.
5

( ) Den Lehrern iſt geſtattet , den Organiſten⸗ beziehungs⸗
weiſe Vorſängerdienſt nach Maßgabe der für Beſorgung von
Nebenbeſchäftigungen durch Beankte allgemein geltenden Vor⸗
ſchriften zu übernehmen .

2) Die Genehmigung der Oberſchulbehörde darf nur aus
dienſtlichen Gründen verſagt werden und iſt aus denſelben

Gründen jederzeit widerruflich .
( 3) Hilfslehrer und Schulverwal

lehrer, deſſen Stelle ſie vertreten
zur einſtweiligen Weiterführun
den ſeitherigen Inhaber feſtgeſet
ſchulbehörde angehalten werden .

ter können , ſofern der Haupt⸗
den Organiſtendienſt beſorgte ,

g dieſes Dienſtes unter den für
zten Bedingungen durch die Ober⸗
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( J ) Andere niedere kirchliche Dienſte dürfen die Lehrer nicht
übernehmen .

SchBVo . 8 58.

1. Durch das Geſetz vom 17. Juli 1902 wurde die bis dahin der Ober —
ſchulbehörde zugeſtandene Befugnis , den Lehrer zwangsweiſe zur Be —
ſorgung des Organiſtendienſtes anzuhalten , beſeitigt . Die Üübernahme des
Organiſtendienſtes iſt ſonach lediglich Sache der freien Vereinbarung
zwiſchen dem Lehrer und der zuſtändigen kirchlichen Behörde und wie
jedes andere Nebengeſchäft genehmigungspflichtig . Einer beſonderen
geſetzlichen Beſtimmung darüber , daß der Organiſten - und Vorſänger⸗
dienſt als eine Nebenbeſchäftigung zu betrachten iſt , zu deren übernahme
den Lehrern die Genehmigung erteilt werden kann , bedurfte es an ſich

nicht . Dieſelbe rechtfertigt ſich aber bei dem Verbot der Beſorgung niederer
kirchlicher Dienſte aus dem Geſichtspunkt , daß die Anwendung dieſer Be⸗
ſtimmung auf den Organiſten - und Vorſängerdienſt nach wie vor aus⸗
geſchloſſen bleiben ſollte . Regierung und Landtag gaben bei Beratung
des Geſetzes übereinſtimmend der Anſchauung Ausdruck , daß in den be⸗
ſtehenden Verhältniſſen hinſichtlich der Beſorgung des Organiſtendienſtes
eine weſentliche Anderung nicht eintreten und daß die Ausbildung der
Lehrer im Orgelſpiel durch die Geſetzesänderung nicht berührt werden
ſolle .

Vergl . in dieſer Beziehung den Erlaß des UM. an den Allg . badiſchen
Lehrerverein vom 22. Februar 1923 , abgedruckt in der Badiſchen Schul⸗
zeitung vom 26. Mai 1923 Nr . 21 S. 214.

2. Der Organiſten - und Vorſängerdienſt wird rechtlich wie jedes
andere genehmigungspflichtige Nebengeſchäft behandelt . Dabei wird aber
vom Geſetz als Regel daran feſtgehalten , daß die Genehmigung ſtets er⸗
teilt wird , ſoweit nicht aus dem dienſtlichen Intereſſe abgeleitete Gründe
dagegen ſprechen und im einzelnen Fall etwa außergewöhnliche Umſtände
—wie z. B. ein über das ſonſt übliche Maß weit hinausgehender Um⸗
fang des Dienſtes — die Annahme einer erheblichen Beeinträchtigung des
Lehrers in der gewiſſenhaften Erfüllung ſeiner Berufspflichten als be⸗
gründet erſcheinen laſſen . Zur Vermeidung einer Schädigung des Schul⸗
dienſtes ſind die Lehrer angewieſen , dahin zu wirken , daß ſie nicht ohne
zwingende Gründe zur Beſorgung des Organiſtendienſtes während der
Schulzeit in Anſpruch genommen werden . Vergl . hiezu Ziff . 1 und
2 der Bktm . des UM. vom 5. Dezember 1913 , Abſchnitt V 3.

Zur Erteilung der Genehmigung iſt im allgemeinen nach SchBPO .
§ 58 das Kreisſchulamt zuſtändig . Lehrern jedoch , die an Volksſchulen
mit nur einer Lehrerſtelle angeſtellt ſind , iſt durch Entſchließung des

Miniſteriums der Juſtiz , des Kultus und Unterrichts vom 11. Auguſt
1902 die Genehmigung zur Verſehung des Organiſtendienſtes an der

Kirche ihres Anſtellungsortes zum voraus allgemein erteilt
worden . Von der Übernahme des Dienſtes iſt aber jeweils unter Angabe
der zugeſicherten Vergütung auf dem Dienſtweg dem UM. Anzeige zu er⸗
ſtatten . Vergl . Bktm . vom 2. September 1902 SchVOBl . Nr . IX .

3. Abſ . 3, der bei den Verhandlungen im Landtag auf Antrag der
II . Kammer eingefügt wurde , will lediglich dafür Vorſorge treffen , daß
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nicht während der Dienſtbehinderung des Hauptlehrers , der den Organi⸗

ſtendienſt bis dahin beſorgt hat , bezw . während der Erledigung der Haupt⸗

lehrerſtelle durch die Weigerung des Stellvertreters , in das Dienſtverhält⸗

nis einzutreten , der Organiſtendienſt von der Schulſtelle losgelöſt wird.

Die Beſtimmung hat ſonach weſentlich die Wahrung der Intereſſen der

definitiv angeſtellten Lehrer im Auge und erſchien auch deshalb als

gerechtfertigt , weil Hilfslehrer und Schulverwalter bis zur neuen defini⸗

tiven Beſetzung der Stellen die betreffenden Dienſte gleichſam als Ver⸗

treter des Stelleninhabers beziehungsweiſe des Vorgängers verſehen . Es

lag hiernach keinerlei Grund vor , dem von der II . Kammer kundgegebenen

Wunſche nach Ergänzung des Entwurfs durch die angeführten zwei Be⸗

ſtimmungen nicht entgegenzukommen . Tatſächlich wurde von dieſer Be⸗

ſtimmung durch die Oberſchulbehörde kein Gebrauch gemacht .

4. Unter den „ anderen niederen kirchlichen Dienſten “ verſtand das

EuG . vom 8. März 1868 im weſentlichen den mit dem Schuldienſt früher

verbundenen Meßner⸗ und Glöcknerdienſt . Dazu iſt bei den Ifraeliten

auch der „Schächterdienſt “ zu rechnen , bei dent es ſich um die Ausübung

einer auf kirchlich rituellen Vorſchriften beruhenden Tätigkeit handell.

Die frühere Praxis , wonach zur Ausübung dieſes Dienſtes die Genehmi⸗

gung unter dem Geſichtspunkt , daß es ſich dabei lediglich um eine
veterinäre Maßnahme handle , erteilt wurde , verkennt den rechtlichen

Charakter dieſer Verrichtung .

Nicht zu den niederen Kirchendienſten gehört die Ausübung einer

Tätigkeit im Dienſt der kirchlichen Verwaltung als Kirchenfondsrechner
oder Stiftungsaktuar⸗ die auch von anderen Beamten übernommen wer⸗

den kann , vorbehaltlich der erforderlichen dienſtpolizeilichen Genehmigung.

Einkommen der Haupllehrer .

§ 58 .

Euc vom 8. März 1868 . Ge , vom 13. Mai 18902 Art . W 30. Hef don

17. September 1898 Art I. Geſ . vom 19. Juli 1906 Art . I. Geſ. vom

7. Jüli 1910 Art . V.

(1) Hauptlehrer an Volksſchulen erhalten :

a) einen jährlichen Gehalt , welcher — ohne Rückſicht auf den Qt

ihrer Anſtellung eintauſendſechshundert Mark Anfangs⸗
gehalt bis dreitauſendzweihundert Mark Höchſtgehalt anſteigt.

Die Erhöhung des Gehaltes vom Anfangs⸗ zum Höchſt,
gehalttritt ein durch acht Zulagen von ie einhundertfünfzig Mark

und zwei Zulagen zu je zweihundert Mark nach je zwei ſahren.
) freie Wohnung nach § 61 des Geſetzes .

n an Volksſchulen erhalten Gehalt wie Haupt⸗
ur bis 3 oty. Hoi ſo jer 10

110 35 11
is zum Höchſtbetrag von zweitauſendvierhundert Mark

W Doiftessrden Gehaltsſätze ſollen , wenn die durch das Geſet

5 6
1 1908 die Gehaltsordnung betreffend , eingeführten Sätze

5 Behaltstarifs für die mittleren Beamten erhöht werden , gleichſalle
eine entſprechende Aufbeſſerung erfahren .
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Die Beſtimmungen des §S 58 ſind durch die Einreihung der Lehrer
in die Beſoldungsordnung hinfällig geworden . Dies gilt ſowohl von der
Gehaltsfeſtſetzung , als auch von dem Anſpruch auf Bereitſtellung einer
freien Wohnung durch die Gemeinde , da der Lehrer wie die
übrigen Beamten , die Mittel zur Beſtreitung des Wohnungsbedürfniſſes
in dem aus der Staatskaſſe bezahlten Ortszuſchlag erhält . Das
Beſ . Geſ . vom 21. Mai 1920 hat demgemäß in §S 30 Abſ . 3 beſtimmt :

( 3) Die freie Wohnung , die einem Hauptlehrer oder
einem Schulgehilfen auf Grund der Vorschriften des 8S 58
Absatz 1 Buchstabe b und des S 64 Buchstaben a und c ein -
geräumt ist , gilt vom Zeitpunkt der Einführung dieses Ge -
setzes an als Mietwohnung .

Damit wurde das ſeither öffentlich - rechtliche Verhältnis in Anſehung
der für Lehrer von den Gemeinden eingerichteten Wohnungen in ein

privatrechtliches umgewandelt und es wurden gleichzeitig alle auf das

ſeitherige Rechtsverhältnis bezüglichen Geſetzesbeſtimmungen aufge⸗
hoben .

Die mißbräuchliche Anwendung , welche dieſe Beſtimmung nach ver⸗

ſchiedenen Richtungen , namentlich durch Kündigung der bisherigen Woh⸗
nungen und durch übertriebene Mietzinsforderungen vielfach bei den Ge⸗
meinden fand , bot die Veranlaſſung zu einer geſetzlichen Erweiterung der

Vorſchrift bei der Neufaſſung des Beſoldungsgeſetzes durch das Geſ . vom
22. März / 21. Juli 1921 . Dieſes beſtimmt in § 30 Abſ . 3 und 4:

( 3) Die in Schulhäusern oder sonstigen Gebäuden von
Gemeinden oder von Schulstiftungen für Lehrer eingerich -
teten Wohnungen nebst den dazu gehörigen Hausgärten
dürfen nur mit Genehmigung des Unterrichtsministeriums an
andere Personen als an Lehrer vermietet werden .

(4J) Die freie Wohnung , die einem Hauptlehrer oder
einem Schulgehilfen auf Grund der bisherigen Vorschriften
des Schulgesetzes ( § 58 Absatz 1 Buchstabe b und 8§ 64
Buchstaben aà und c) eingeräumt ist , gilt vom Zeitpunkt des

Inkrafttretens dieses Gesetzes an als Mietwohnung ; für
sie ist ein angemessener Mietzins zu entrichten , der den im
Orte für Wohnungen derselben Art zu zahlenden Mietpreisen
entspricht . Erkennt der Lehrer den vom Gemeinderat fest -

gesetzten Mietpreis nicht als angemessen an , s0 kann er
Festsetzung des Mietpreises durch den Bezirksrat als Ver -

waltungsbehörde beantragen .

( 5) Auf die Untervermietung findet 8S 13 Absatz 3 ent -

sprechende Anwendung .

Nach dem SchG . konnte eine Gemeinde ihrer Verpflichtung aus § 58

Abſ . 1 b entweder durch die Stellung einer Wohnung in natura oder aber

durch Gewährung einer zur Anmietung einer Wohnung entſprechenden
Mietzinsentſchädigung genügen ; war eine Wohnung von der Oberſchul⸗
behörde als den geſetzlichen Anforderungen entſprechend anerkannt und

angenommen , ſo konnte ſie nur mit deren Zuſtimmung von der Gemeinde

zurückgezogen werden . SchG . § 75. Als ſolche Wohnungen kamen im

weſentlichen in Betracht : Wohnungen in Schulhäuſern , in eigens hiefür
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umgebauten früheren — vielfach konfeſſionellen — Schulhäuſern oder in

hiefür von der Gemeinde beſonders errichteten Gebäuden .

Auf dieſe Wohnungen bezieht ſich die Vorſchrift in §S 30 Abſ. 3 Beſ⸗

Geſ . Dagegen fallen nicht unter die Beſtimmung des Abſ . 3 Wohnungen ,

die von der Gemeinde in einem ſonſtigen Gebäude gemietet und dem

Lehrer als freie Wohnung zur Verfügung geſtellt wurden .

Zweck der Vorſchrift des Abſ . 3 iſt , Vorſorge dafür zu treffen , daß

dieſe Wohnungen dauernd für die Lehrer erhalten bleiben . Abſ. 3 ent⸗

hält eine Sondervorſchrift für die in ihm angeführten Wohnungen ,

während die allgemeinen — auch auf die Wohnungen des Abſ . 3 anwend⸗

baren — Beſtimmungen bezüglich der Überleitung der bis dahin be⸗

ſtandenen Verhältniſſe in die durch das Beſ . Geſ . geſchaffenen Neuord⸗

nung in dem ( dem Abſ . 3 ſtatt vor - nach geſetzten ) Abſ . 4 Aufnahme

gefunden haben .
Die in Abſ . 4 vorgeſehene Anrufung des Bezirksrats ſoll den Lehrern

gegen übertriebene Mietzinsforderungen der Gemeinden Schutz gewähren .

Tatſächlich erfüllt die Vorſchrift ihren Zweck aber nur , inſoweit die Be⸗
ſtimmungen des Reichsmietengeſetzes dies ermöglichen .

Nach § 16 Abſ .1 Satz 2 des Reichsmietengeſetzes finden die

Vorſchriften des Geſetzes keine Anwendung auf Räume in Gebänden , die

im Eigentum des Reichs , eines Landes oder einer ſonſtigen

Körperſchaft des öffenflichen Rechts ſtehen und entweder
öffentlichen Zwecken oder zur Unterbringung von Angehörigen der Ver⸗

waltung des Reichs , des Landes oder der Körperſchaft dienen oder dieſen
Zwecken , falls die Gebäude bereits vor dem 1. Oktober 1918 im Eigen⸗

tum der genannten Körperſchaft ſtanden , zu dienen beſtimmt ſind . Dabei
iſt nicht nötig , daß die in den Räumen untergebrachten Perſonen Beamte

der öffentlichen Körperſchaft ſind , die Eigentümerin des Gebäudes iſt , ſie
können vielmehr auch BVeamte einer anderen öffentlichen Körperſchaft
bezw . des Staates ſein .

Nur ſoweit Lehrerwohnungen unter dieſe Aus⸗

fallen , ſind auf ſie nicht die Beſtimmungen des
eichsmietengeſetzes , ſondern jene des § 30 Abſ . 4

Beſ . Geſ . anwendbar .

Für alle ſonſtigen Lehrerwohnungen , ſonach auch für die von einer

Gemeinde in einem Privathaus zur Verfügung geſtellte freie Wohnung

1 abgeſehen von den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs , die
eſtimmungen des Reichsmietengeſetzes ſowohl hinſichtlich des

Mietzinſes als auch der Unterhaltung und Wohnung .
Hiernach ſind die Beſtimmungen des Abſ . 4 über

die Feſtſetzung des Mietzinſes in ihrer Anwendbar⸗

keit auf Re in Abſ . 3 bezeichneten Wohnungen

b00 ränkt . Bei der Jeſtſetzung des Mietzinſes für Wohnungen in Schul⸗
0b iſt zu berückſichtigen , daß die Pflicht zur Unterhaltung der Schul⸗
90118 5 3 5 der in ihnen befindlichen Lehrerwohnungen nach

die 655 Gemeinden obliegt . Dem Bezirksrat ſteht das Recht
Anu Bemeinde feſtgeſetzten Mietzinſe nachzuprüfen , nur⸗ aul

Anrufen des beteiligten Lehrers , nicht aber von Amtswegen , zu. Gegen
ſeine Entſcheidung iſt neben dem Rekurs an das Miniſterium die Klage
an den Verwaltungsgerichtshof gegeben — Sch § . § 140 Abſ . 2 Ziff . 2.

Kinmmensar



Der in § 30 Abſ . 5 Beſ . Geſ . angezogene § 13 Abſ . 3lautet :

8 ) Gibt der Inhaber einer Dienstwohnung unter Zu -
stimmung seiner vorgesetzten Dienstbehörde Räume ander -
weit ab , die bei der Wertfestsetzung berücksichtigt sind , 80
ist der anzurechnende Wert der Wohnung neu festzusetzen .
Der Mieterlös für die abgegebenen Räume fällt der Staats -
kasse Zzu.

Der Anſpruch auf den Mieterlös für die abgegebenen Räume ſteht
im vorliegenden Fall der Gemeinde zu.

Einkommensanſchlag .

§ 59 .

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VS 40. Geſ . vom 17. Juli 1902 Art . I.
Geſ . vom 19. Juli 1906 Art . I.

Der Betrag des nach 8§ 58 bewilligten Gehaltes bildet mit Hinzurech⸗
nung des für die erſte Ortsklaſſe feſtgeſetzten Betrages des Wohnungs⸗
geldes , welches für die Beamten der Abteilung G des Gehaltstarifs in
dem jeweiligen Wohnungsgeldtarif feſtgeſetzt iſt , den Einkommensanſchlag ,
welcher ( bei Hauptlehrern ) für die Bemeſſung des Ruhe⸗ , Unterſtützungs⸗
und Verſorgungsgehaltes beziehungsweiſe ( bei Hauptlehrerinnen ) für die
Bemeſſung des Ruhe⸗ und Unterſtützungsgehaltes zugrunde zu legen iſt .

Dienſtzulage des erſten Lehrers .

8 60 .

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . V8§ 41.

An Volksſchulen mit mindeſtens drei Hauptlehrern erhält der erſte
derſelben ( §8 29, 30 Abſatz 4 dieſes Geſetzes ) für die Dauer dieſer ſeiner
Stellung eine Dienſtzulage von jährlich hundert Mark , wenn an der be⸗
treffenden Schule die Geſamtzahl der Lehrerſtellen Gaupt⸗ und Unter⸗
lehrer zuſammengerechnet ) nicht über vier , und von jährlich zweihundert
Mark , wenn dieſelbe mehr als vier beträgt .

Freie Wohnung .

§ 61 .

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . V 8S 42.

Die Wohnung für einen Hauptlehrer ſoll in der Regel mindeſtens
vier Wohnräume — davon zwei von je 20 bis 25 Quadratmeter Grund⸗
fläche und heizbar , die übrigen von je 15 bis 18 Quradratmeter Grund⸗
fläche — ferner einer Küche und die ſonſt erforderlichen Haushaltungs⸗
räume umfaſſen .

Im übrigen werden — unbeſchadet der baupolizeilichen Vorſchriften
—die näheren Anordnungen über den Umfang und die ſonſtige Be⸗
ſchaffenheit der Wohnung für Hauptlehrer durch die Oberſchulbehörde
unter Berückſichtigung der örtlichen Verhältniſſe getroffen .

Von den Lehrern und Lehrerinnen an den Volksſchulen . § 59. 107
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Mietzinseniſchädigung .
S 62 .

EuG . vom 8. März 1868 § 52. Geſ . vom 19. Februar 1874 Art. I.

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VS 63. Geſ . vom 17. Juli 1902 Art. I.

Solange einem Hauptlehrer der Genuß freier Wohnung ( 858 Ab⸗

ſatz 1 b) nicht gewährt werden kann , erhält er eine Mietzinsentſchädigung,

welche — wenn eine Vereinbarung über die Höhe derſelben nicht zuſtande

kommt — durch den Bezirksrat unter Berückſichtigung der ortsüblichen

Mietpreiſe feſtgeſtellt wird , jedoch nicht weniger betragen ſoll , als das

Wohnungsgeld , welches im jeweiligen Wohnungsgeldtarif für die Be⸗

amten der Abteilung E des Gehaltstarifs feſtgeſetzt iſt .

Hauptlehrerinnen haben nur Mietzinsentſchädigung , und dieſe niſt

höher als im Betrage des im vorhergehenden Abſatz bezeichneten Voß⸗
nungsgeldes zu beanſpruchen .

Bezüge der Schulgehilfen . Vergütung .

8§ 63 .

EuG . vom 8. März 1868 § 50. Geſ , vom 13. Mai 1892 Art . 5 5 f.

Geſ . vom 17. Juli 1902 Art . I. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . V.

Schulgehilfen erhalten eine Vergütung von ſährlich 1000 44 ,un
wenn ſie die Dienſtprüfung beſtanden haben , vom Anfang des auf de

Ablegung der Prüfung folgenden Monats an eine ſolche von 1100 K.

Schulgehilfen , die innerhalb 3 Jahren ſeit der Ablegung der zut N.

ſehung der Lehrſtelle an einer Volksſchule befähigten Prüfung eine

Dienſtprüfung vertretende Prüfung beſtanden haben , erhalten die erhölle

Vergütung nach Umfluß dieſes Zeitraums .

Nach Ablauf von drei weiteren im öffentlichen Schuldienſt zuhe⸗

brachten Jahren erhöht ſich die Vergütung auf jährlich 1200 K.

Wohnung oder Mietzinsentſchädigung .

§S 64 .

EuuG . vom 8. März 1868 §S 50. Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . V56 .

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . V.

Poho 4 32 4: 5 5
Neben der in § 63 beſtimmten Vergütung haben anzuſprechen :

a) Unterlehrer: einen mit dem erforderlichen Schreinwerk ein⸗

richteten heizbaren Wohnraum von mindeſtens 18 Duadrotme
Grundfläche . Das Nähere über die Einrichtung des Wohnraun

wird durch Verordnung beſtimmt .

Mit Zuſtimmung der Oberſchulbehörde kann vorübergehen
35 ſtändig ſtatt des Wohnraumes eine Mietzinsentſchüdigund
0 werden , welche mindeſtens drei Fünftel des in 93

Abſatz 1 bezeichneten Wohnungsgeldes betragen ſoll .

inhrer⸗ Mietzinsentſchädigung im Betrage von dre
des vorbezeichneten Wohnungsgeldes .

b) i Fünftel

lilung f

Uitkamm0
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Von den Lehrern und Lehrerinnen an den Volksſchulen . §S 65. 109

c) Schulverwalter : Benützung der Hauptlehrerwohnung , wenn der
abgegangene Hauptlehrer im Genuß einer freien Wohnung war
und über dieſelbe nicht anderweit — zugunſten eines anderen
Hauptlehrers oder gemäß § 27 Abſatz 2 des Beamtengeſetzes —
verfügt iſt ; andernfalls Mietzinsentſchädigung im Betrage des in
§ 62 Abſatz 1 bezeichneten Wohnungsgeldes .

Vergütung für berſtunden .

§ 65 .

EUG . vom 8. März 1868 §S 42. Geſ . vom 19. Februar 1874 . Geſ . vom
13. Mai 1892 Art . V § 46. Geſ . vom 19. Juli 1906 Art . 1 Beſ . Geſ. §S 30,7 .

Außer den mit dem Hauptdienſte nach §8 58, 60, 62, 63, 64 ver⸗
bundenen Bezügen haben Lehrer an Volksſchulen für jede gemäß § 55
über die geſetzliche Höchſtzahl hinaus erteilte wöchentliche Unterrichts⸗
ſtunde ( Unterricht in weiblichen Handarbeiten und Haushaltungskunde
ausgenommen ) eine durch VO. des Staatsminiſteriums feſtzuſetzende Ver⸗
gütung anzuſprechen .

§ 65 iſt durch Art . 1 PAVO . vom 17. März 1924 aufgehoben worden
aus dem Geſichtspunkt heraus , daß grundſätzlich — wie bei den Lehrern
der übrigen Schulgattungen — überſtunden nicht mehr beſonders ver⸗
gütet werden ſollen . Wo ſich Überſtunden gleichwohl als dauernde Ein⸗
richtung nicht vermeiden laſſen werden , wie dies bei der Beſtellung eines
Lehrers für Volks⸗ und Fortbildungsſchule zuſammen vielfach der Fall
ſein wird , erfolgt die Vergütung nach der Vo . des UM. über die Leyr⸗
aushilfe vom 19. Juni 1925 — Vergl . Bmkg . zu § 56.

Einkommen der kechniſchen Lehrerinnen .

§ 66 .

EllG . vom 8. März 1868 § 45. Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . V § 47.
Geſ . vom 19. Juli 1906 Art . 1. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . V.

(J) Lehrerinnen für Unterricht in weiblichen Handarbeiten und Haus⸗
haltungskunde erhalten , wenn ſie im vertragsmäßigen Dienſtverhältnis
verwendet ſind , eine Vergütung , die nach Anhörung des Gemeinderats
durch die Staatsverwaltungsbehörde feſtgeſetzt wird . Dieſelbe ſoll für
jede wöchentlich zu erteilende Unterrichtsſtunde nicht weniger betragen , als

wenn der Unterricht während des ganzen Jahres er⸗
teilt ,

zwanzig Mark , wenn derſelbe während der Sommermonate aus⸗
geſetzt wird .

E2) In der Stellung nicht etatmäßiger Beamter ( § 54 Abſatz 1) iſt
ſolchen Lehrerinnen zu gewähren :

a ) eine Vergütung von 1000 Mark und nach Ablauf von drei im

W9 75 Schuldienſt zugebrachten Jahren eine ſolche von
ark :

b) Wohnung oder an deren Stelle Mietzinsentſchädigung nach § 64 a
des Geſetzes .
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68) In etatmäßiger Stellung &8 45 Abſatz 2) erhalten dieſelben :

a) einen jährlichen Gehalt von eintauſendvierhundert Mark ( An⸗

fangsgehalt ) bis eintauſendachthundert Mark GHöchſtgehalt ) . Die

Erhöhung vom Anfangsgehalt zum Höchſtgehalt tritt ein nach

Maßgabe der Beſtimmungen des § 58, mit dem Unterſchied je⸗

doch, daß die einzelne Zulage nur je einhundert Mark beträgt .

b) Mietzinsentſchädigung nach § 62 Abſatz 2 des Geſetzes .

Dienſtzulagen aus Gemeindemitteln .
§ 67 .

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . VS 47 a.

Durch Gemeindebeſchluß , welcher neben der gemeinderechtlich er⸗
2

forderlichen ſtaatlichen Genehmigung der Zuſtimmung des Unterrichts⸗

miniſteriums bedarf , können die Bezüge der etatmäßigen , wie der nicht⸗

etatmäßigen und der vertragsmäßig angeſtellten Lehrer und Schulleiter

( 88 58 bis 66 und 8§8 30, 31) über die in dieſem Geſetz beſtimmten Sätze

hinaus geordnet werden . Auf dieſe Mehrleiſtungen der Gemeinden

finden die Vorſchriften der 88 124 und 125 dieſes Geſetzes ſinngemäße An⸗
wendung .

Einſtweilige Zuruheſetzung .

§ 68 .

Geſ . vom 13. Mai 1842 Art . V § 48. Geſ . vom 19. Juli 1906 Art . I.

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . V.

( 1 Wenn im Falle des § 50 Abſatz 2 die Ortsſchulbehörde det

Schule , an welche ein von ſeiner Stelle zu entfernender Haußt⸗

lehrer verſetzt werden ſollte , Widerſpruch erhoben hat , oder wenn

ohne daß ſchon eine Anfrage nach § 50 Abſatz 2 ſtattgefunden
—die Entfernung eines Hauptlehrers von ſeiner Stelle⸗ für durch⸗

aus unverſchieblich zu erachten iſt , kann der zu entfernende Lehlet

in einſtweiligen Ruheſtand verſetzt werden .

22) Die im einſtweiligen Ruheſtand befindlichen Lehrer wer⸗

den in die Geſamtzahl der nach dem Staatsvoranſchlag anſtell

baren Hauptlehrer ( §8 26 bis 28 ) eingerechnet . Dieſelben ſind

einſtweilen — bis zur etwaigen etatmäßigen Wiederanſtellunm

beziehungsweiſe bis zur Zuruheſetzung nach § 29 des Beamten⸗
geſetzes — gemäß § 45 dieſes Geſetzes im Schuldienſte weiterhin

e 18
verpflichtet , jeder Weiſung der Oberſchulbe⸗

örde zur Übernahme ei 83 ſoſchen Dienſtes Nolae 1 85

575 eeN ſolchen Dienſtes Folge zu leiſten ( 8 50,

e0. Iau 7

9 8 556 nachfolgenden Wiederanſtellung als

e Werenenenn de. leſt 58
bei ſpäterer lticer Zulagefriſt G 58 ) wie auch für 5

gehalt , ſofern unz 88 Zuruheſetzung zu gewährenden Ruhe.
gehalt , ſoſe d ſoweit während des einſtweiligen Ruheſtandes
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Von den Lehrern und Lehrerinnen an den Volksſchulen . § 68 . 111

eine Dienſtverſehung nach § 45 ſtattgefunden hat , mit der Maß⸗
gabe in Anrechnung , daß die Zulage erſt vom Tag der etat⸗
mäßigen Wiederanſtellung an in Wirkſamkeit tritt . Für die Be⸗
rechnung der weiteren Zulagen iſt der Zeitpunkt beſtimmend , auf
den die Zulage bewilligt worden wäre , wenn der Lehrer ſich nicht
im einſtweiligen Ruheſtand befunden hätte —⸗

SchG . § 51.

1. Die Vorſchrift des § 68 bietet einen Erſatz für das der Oberſchul⸗
behörde nach dem Geſ . nicht zuſtehende freie Verſetzungsrecht der Lehrer
ſür Fälle , in denen die Stellung eines Lehrers in der Gemeinde ſo er⸗
ſchüttert iſt , daß ſein weiteres Verbleiben am Ort mit einer gedeihlichen
Erfüllung ſeiner Lehraufgabe nicht vereinbar erſchien . In der weitaus
größten Zahl der Fälle wird der Antrag auf Entfernung von der Orts —
ſchulbehörde ausgehen . Es iſt aber auch nicht ausgeſchloſſen , daß die Orts⸗
ſchulbehörde als ſolche auf ſeiten des Lehrers ſteht , ſeine Entfernung aber
gleichwohl im Intereſſe des Gemeindefriedens geboten erſcheint . Eine
vorherige Anhörung der Ortsſchulbehörde iſt daher nicht erforderlich .

Im allgemeinen wird dem Verfahren nach § 6s die befriſtete Auflage
an den Lehrer , ſeine Entfernung vom Ort ſeiner Anſtellung im Wege der
Bewerbung um erledigte Hauptlehrerſtellen herbeizuführen , vorangehen .Von einer unmittelbaren Anwendung des § 51 wird meiſt abgeſehen ,da jede Anfrage bei einer Ortsſchulbehörde erfahrungsgemäß eine ent⸗
ſchiedene Ablehnung zur Folge hat . Erſt wenn es dem Lehrer inner⸗
halb der , im allgemeinen auf die Dauer eines Jahres bemeſſenen Friſt
nicht gelingt , eine andere Stelle zu erhalten , und eine weitere Ver⸗
längerung der Bewerbungsfriſt nach den Verhältniſſen ausgeſchloſſen iſt ,wird von der Beſtimmung des § 68 Gebrauch gemacht . Handelt es ſich
um den Vollzug eines auf Strafverſetzung lautenden Diſziplinarerkennt⸗
niſſes , ſo wird , falls die Entfernung von der Stelle nicht ſofort geboten er⸗
ſcheint , in der Regel eine unerſtreckliche Friſt von nicht länger als
6 Monaten gewährt .

.. 2. Gleichzeitig mit der Verſetzung in den einſtweiligen Ruheſtand er⸗
folgt in der Regel die Anweiſung des Lehrers an eine andere Schule zur
Verwaltung einer erledigten Hauptlehrerſtelle . Auf dieſe Weiſe wird
ihm Gelegenheit geboten , durch ſein perſönliches Auftreten die Vor⸗
urteile zu zerſtreuen , die ihm von ſeiner früheren Stelle aus entgegen⸗
geſtanden , und ſich das Vertrauen der Gemeinde und damit ihre Zuſtim⸗
mung zur Übertragung der erledigten Hauptlehrerſtelle zu erwerben .
Lehnt der im einſtweiligen Ruheſtand befindliche Lehrer die Übernahmeeiner weiteren Verwendung im Schuldienſt ab, ſo verwirkt er damit das
Recht auf weiteren Bezug des Ruhegehalts . ( BG. § 50, 3. )

3. Durch die Beſtimmungen des Abſ . 3 werden dem Lehrer unter der
Vorausſetzung der ſpäteren Wiederanſtellung für die Dauer ſeines Ver⸗
bleibens im einſtweiligen Ruheſtand alle Rechte eines planmäßig ange⸗ſtellten Beamten gewahrt . Der einzige Nachteil , der für ihn früher daraus
entſtehen konnte , daß bei einem Verbleiben im einſtweiligen Ruheſtand
über die Dauer eine Zulagefriſt hinaus ihm der Betrag der Zulage fürdie Zeit nach Ablauf der Zulagefriſt bis zur planmäßigen Wiederher⸗
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ſtellung entging , iſt durch die Neuregelung der Beſoldungsverhältniſſe

in Wegfall gekommen .
ten des Beſoldungsgeſetzes wurden dem im einſt⸗

Mit dem Inkrafttre

weiligen Ruheſtand weiter verwendeten Lehrer nach 8 29 des Geſ . die⸗

jenigen Bezüge gewährt , die ihm zugekommen wären , wenn er im plan⸗

mäßigen Dienſtverhältnis verblieben wäre . Dieſe Regelung entſpricht auch

der durch Art . 5 des RG . über Anderung der RRAV . vom 4. Auguſt

1925 und den im Anſchluß hieran in der bad . PAVO . in der Faſſung des

Geſ . vom 28. Januar 1926 getroffenen Anordnungen .

Dienſtbezüge im einſtweiligen Ruheſtand.
§ 69 .

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . V § 49. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . V.

Im einſtweiligen Ruheſtand befindliche Hauptlehrer , welchen eine

Stelle als Unterlehrer , Hilfslehrer oder Schulverwalter übertragen iſt ,

haben neben den in dieſer Stellung gemäß §S8 63 und 64 ihnen zu⸗

kommenden Bezügen den nach 8 35 Abſ . 4 des Beamtengeſetzes zu be—

meſſenden Wartegehalt inſoweit fortzubeziehen , als erforderlich iſt zut

Ergänzung der mit der nichtetatmäßigen Dienſtſtelle verbundenen Ver⸗

erſetzung in einſtweiligen
gütung auf den Betrag des im Zeitpunkte der V

Ruheſtand bezogenen Gehaltes .

Ruhe⸗· und Verſorgungsgehalte .
8 70 .

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VS 50. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . V.

Die Ruhe⸗ und Unterſtützungsgehalte für die auf Grund dieſes Ge⸗

ſetzes an Volksſchulen angeſtellten etatmäßigen Lehrer und Schulleiter

( §8 26, 28, 30, 31, 5 ) ſowie die Hinterbliebenen⸗Verſorgungsgehalte wer⸗

iitten
der Staatskaſſe beziehungsweiſe der Beamtenwitwenkaſſe be⸗

itten .

Beihilfen .
871 .

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . V 8S 51. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . V.

In der Abteilung des Staatsvoranſchlags für Volksſchulen iſt je ein

angemeſſener Betrag aufzunehmen zur Gewährung von Beihilfen :

a) an im Dienſt befindliche Lehrer an Volksſchulen ,

b) an Hinterbliebene von Hauptlehrern .

Auf beide Fonds finden die Vorſchriften in Artike 0a des

Etatgeſetzes Anwendung .

in Aites Re

1. Zu b) Nach 8 6 der Vo . des StM . vom 3. Februar 1921 — Abl .

Nr . 9 — werden „die Beihilfen auch für die Hinterbliebenen
von Hauptlehrern und mit den Rechten ſolcher an anderen
als Volksſchulen angeſtellten Lehrern vom Finanzminiſterium
aus den nach Art . 30 und 30 a des Etatgeſetzes im Staats⸗
voranſchlag vorzuſehenden Etatſätzen verwilligt “.

0¹
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Geſuche um ſolche Beihilfen ſind daher unter Benutzung
vorgeſchriebener Vordrucke bei den Finanzämtern zur Vor⸗
lage an das Finanzminiſterium einzureichen .

2. Zu a) Das StM . hat unterm 2. April 1925 die nachſtehenden
„ Grundſätze für die Gewährung einmaliger Beihilfen an
badiſche Landesbeamte “ genehmigt .

Grundsätze für die Gewährung einmaliger Beihilfen an
badische Landesbeamte “ ) .

1. Für die aktiven plan - und auherplanmäßigen badi -
schen Landesbeamten einschlieglich der Beamten im Vor -
bereitungs - und Ausbildungsdienst können bis auf weiteres :

a) im Falle der eigenen Erkrankung ,
b) im Falle des Todes , wenn Familienmitglieder vorhanden

sind ,

auberdem
e) für verheiratete und verheiratet gewesene Beamte in

Fällen der Erkrankung , der Geburt oder des Todes in
ihrer Familie

auf Antrag einmalige Beihilfen gewährt werden .
Beamte im Vorbereitungs - und Ausbildungsdienst kommen

im allgemeinen nur in Betracht , wenn sie aus der Staats -
kasse eine laufende Vergütung EUnterhaltszuschuß usw . )
beziehen .

Gehört ein Beamter oder sein Familienmitglied einer öffent -
lichen Krankenkasse oder Sterbekasse an oder einer solchen ,kür die das Reich oder das Land einen Teil der Beiträge oder
Verwaltungskosten zahlt , so darf eine Beihilfe nur für die
Kosten gewährt werden , die die Kassen nicht erstatten . Der
Beamte hat ferner auf dem Antrag nachrichtlich zu ver -
merken , was ihm an den angeforderten Kosten aus privaten
Versicherungen oder Sterbekassen ersetzt wird .

Soweit Beamten und deren Familienmitgliedern aus
6fkentlichen Mitteln freie ärztliche Behandlung oder be -
sondere Heilfürsorge (z. B. auf Grund Versorgungsgesetz -licher Ansprüche ) zuteil wird , müssen die betreffenden
Kosten bei der Bewilligung einer Beihilfe auber Ansatz
bleiben .

Es gehören
zur Familie im Sinne obigen Buchstabens b:

a) die Ehefrau ,
b) Kinder , für die nach den jeweils geltenden Bestimmungen

Kinderzuschläge oder Kinderbeihilfen in gesetzlich nicht
geregelten Fällen gezahlt werden , uneheliche Kinder

Anmerkung: „ Einmalige Beihilfen “ im Sinne dieſer Grundſätzeſind — abgeſehen von Ziffer 13 — gleichbedeutend mit „Notſtandsbei⸗
hilfen “ im Sinne der für Reichsbeamte aufgeſtellten Grundſätze .
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jedoch nur . wenn sie in den Hausstand des Beamten

aufgenommen sind, .

c) Kinder im Sinne des § 15 des Besoldungsgesetzes , für

die Kinderzuschläge oder Beihilfen zwar nicht mehr

gezahlt werden , die aber in den Hausstand des Beamten

aufgenommen sind und von ihm überwiegend unter -

halten werden .
Wegen des Begriffes „ Aufnahme in den Hausstand “

vergleiche Ziffer 177 a Absatz 2 B. V. ( Reichs - Gesetz -

blatt 1922 Teil I. Seite 177 ) .

sonstige Verwandte und Verschwägerte , sofern sie mit

dem oder der Verstorbenen einen gemeinsamen Haus -

stand geführt haben .
( Bei der Bemessung der Beihilfe sind etwa bewilligte

Gnadenbezüge in Betracht zu ziehen . Der Nachlaß ist

insoweit heranzuziehen , als es der Billigkeit entspricht . )

zur Familie im Sinne des Buchstabens e:

die vorstehend unter à bis aufgeführten Personen .

2. Eine Beihilfe kann nur zu solchen tatsächlich bewirk⸗
ten Aufwendungen bewilligt werden , die unvermeidbar und

— der Not der Zeit entsprechend — in sparsamsten Grenzen

gehalten sind . Aufwendungen für Gegenstände des ge⸗ Iit

wöhnlichen Bedarfs scheiden aus .

In Betracht kommen somit :

In Krankheitsfällen die durch den Arzt , durch ärztlich
verordnete Heilmittel , Arzneien und Hilfsmittel gegen

Verunstaltung und Verkrüppelung , durch eine erforder -

liche Krankenhausbehandlung oder durch Annahme

einer Berufspflegekraft entstandenen Kosten sowie die

durch ärztlich besonders verordnete Stärkungsmittel ver⸗

Irsachten Verpflegungsmehrkosten . Bei Krankenhaus -

behandlung werden als beihilfefähiger Aufwand in der

Regel die Kosten der niedrigsten Verpflegungskasse an-

gerechnet. Bei Inanspruchnahme einer höheren Klasse

ist dies besonders zu begründen und in dem Antrag

( Ziffer 4 der Preis für die niedrigste Verpflegungs -

klasse mit anzugeben .

ö
Die Lieferung künstlicher Gebisse , Zahnersatz und

Zahnbehandlung können nur berücksichtigt werden , Wenn

sie zur Verhütung von Krankheiten und zur Wiederher -

stellung der Gesundheit nach Bescheinigung des Arztes

(nicht des Zahnarztes ) unbedingt erforderlich und in 50

Art ausgeführt sind . Mehrkosten infolge Ver -

8 55 1655
Edelmetallen wie auch Kosten für lau -

ahnunterhaltung werden grundsätzlich nicht

erstattet . 5Eine Beihilfe wird für denselben Krankheitsfall in 90

der Regel nur gewährt , soweit seine Dauer nicht den
Zeitraum von 3 Monaten überschreitet .

d —ů

8
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Dauerkrankheiten (z. B. Siechtum , Geisteskrankheit )
scheiden für die Gewährung einer Beihilfe im Sinne der
vorstehenden Bestimmungen grundsätzlich aus , sofern
nicht eine andere Krankheit außergewöhnliche Ausgaben
(Z2. B. für eine Operation des Dauerleidens ) erfordert .
In Geburtsfällen die Kosten der Hebamme , Heilmittel ,
Arzneien und , soweit im Einzelfalle erforderlich , des
Arztes , der Hauspflegerin für die ersten zehn Tage und
der Entbindungsanstalt , außerdem die durch ärztlich
besonders verordnete Stärkungsmittel verursachten Ver -
pflegungsmehrkosten .

b —.—

—c) In Todesfällen die Begräbnis - oder Feuerbestattungs -
kosten nach der niedrigsten Tarifklasse einschließlich der
ortsüblichen Gebühren für die Uberführung der Leiche
nach dem Friedhofe , die Grabstelle und die ortsübliche
einfache Instandsetzung des Grabes .
Nicht in Betracht kommen dagegen u. a.
zu à und b: Mehrkosten für die übliche bessere Ver -

pflegung , Erstattung von Reiseauslagen an Verwandte , Mehr -
aufwendungen für Verpflegung der Verwandten oder Pfleger ,
Geschenke für sie , Reiseauslagen zum Besuch von Familien -
mitgliedern , Mehrverbrauch an Licht und Heizung ;

zu b: außerdem Anschaffungskosten für Erstlingswäsche
u. dergl . , Kinderwagen , Wagendecken , Kinderbetten , Ma -
tratzen , Badewannen , Schwämme , Gfen für Kinderzimmer ,
Anzeigen und Karten , Porto , Aufbesserung der Kost in der
Entbindungsanstalt ;

zu e: Kosten für die Uberführung der Leiche von odernach auswärts , Beschaffung von Trauerkleidung , Kosten für
den Ankauf eines besonderen Begräbnisplatzes , eines Grab -steines , für die Beschaffung einer besonderen Grabeinfassung(aus Stein , Metall und dergleichen ) , Auslagen für Todesan -
zeigen , Danksagungen , Karten , Porto , Telegramme , Umzugs -kosten .

Erkrankungen in Verbindung mit einer Geburt und Er -
krankung mit unmittelbar darauf folgendem Tod sind zu -
sammen als je ein Fall der Beihilfe zu behandeln .

3. Ein Rechtsanspruch auf Gewährung einer Beihilfe
besteht nicht .

4. Für den Antrag ist das nachstehende Muster zu ver -wenden . Er ist an die vorgesetzte Dienstbehörde zu richten ,
wenn Mann und Ehefrau Beamte sind , an die vorgesetzte
Dienstbehörde des Mannes . Die Vordrucke werden unent -geltlich abgegeben .

Den Beihilfeanträgen sind für jede Aufwendung die Zzu-
gehörigen Belege in Urschrift beizufügen .

5. Die vorgesetzte Behörde prüft den Antrag , läßt ihn
nötigenfalls durch den Antragsteller ergänzen und legt ihn
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ohne Begleitbericht dem zuständigen Ministerium vor . Bei

der Prüfung ist wohlwollend Zu verfahren und ein peinliches

Eindringen in die privaten Verhältnisse des Beamten oder

seiner Familienmitglieder möglichst zu vermeiden , insbe -

sondere soll für die Feststellung , ob und inwieweit ein

etwaiges Privateinkommen , eine Versicherung usw . zur

Deckung der Kosten herangezogen werden kann , in der

Regel die Erklärung im Antrag genügen . Anderseits ist

jedoch sorgfältig darauf zu achten , daß nur die wirklich not⸗

wendigen und angemessenen Aufwendungen berücksichtigt

werden .

6. Von den entstandenen Kosten hat der Beamte (das
Familienmitglied ) in jedem Falle den Betrag allein zu tragen ,

der einem Zehntel des Monatsdiensteinkommens des Beam -

ten entspricht . Das Zehntel ist nur einmal anzurechnen ,

wWenn innerhalb dreier Monate mehrere Krankheitsfälle ein -

treten oder die Krankheit bis zu 3 Monaten dauert .

Als Monatsdiensteinkommen gilt nach Abzug eines

Steuersatzes von 10 v. H. der Gesamtbetrag aus Grundgebalt

und Wohnungsgeldzuschuß — Ortszuschlag — nach dem

Stande am Ersten des Monats , in dem der Krankheits - , Ge-

burts - oder Todesfall eingetreten ist .

Als Beihilfe dürfen bis zu 60 V. H. der Kosten gewährt
werden , die nach Abzug von einem Zehntel des Monats -
diensteinkommens verbleiben . Bei zahlreicher Familie oder

bei hohen Ausgaben neben verhältnismäßig geringem Ein -

kommen oder bei besonders schweren wirtschaftlichen Ver⸗

hältnissen dürfen bis zu 80 v. H. dieser Kosten gewährt
werden .

7. Die Bewilligung der Beihilfe erfolgt unter Berück⸗
sichtigung der wirtschaftlichen Lage des Antragstellers . Zu

diesem Zweck hat die prüfende Behörde der bewilligenden
einen bestimmten Vorschlag zu unterbreiten .

Zuständig für die Bewilligung der Beihilfen sind für die

vom Staatsministerium ernannten Beamten diéses , im übrigen
die Ministerien je für die aktiven Beamten ihres Geschäfts -
kreises . Das gleiche gilt für den Landtag und den Rech -
nungshof .

Bewilligungen der Ministerien , die ausnahmsweise über
die in Ziffer 6 bezeichnete Obergrenze von 80 v. H. hinaus

gewährt werden sollen , bedürfen der Zustimmung des Finanz -
ministeriums .

Die Ministerien sind ermächtigt , ihre Zuständigkeit , so -
weit sie es für erforderlich halten , auf nachgeordnete Zen -

tralmittelstellen kür deren Geschäftsbereich zu übertragen ,
sei es allgemein , sei es unter Beschränkung auf bestimmte
Beamtengruppen oder unter Begrenzung auf bestimmte
Höchstbeträge der Beihilfe .

—. —
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Neben der Beihilfe wird , abgesehen von der in Ziffer 13
erwähnten Ausnahme , für den gleichen Fall keine weitere
Unterstützung gewährt .

Tuberkulös Erkrankten kann eine Beihilfe für eine
Heilstättenkur bewilligt werden , wenn nach dem Jeugnis
eines beamteéten Arztes ( Bezirksarztes ) bei Anlegung eines
strengen Maßstabes ein besonders dringendes Erfordernis
der Heilstättenkur anzuerkennen ist und eine Besserung oder
Heilung auf andere Weise nicht herbeigeführt Worden kann .
Bei Einweisung des Erkrankten in eine Heilstätte durch die
Landesversicherungsanstalt kann das Zeusnis des Vertrauens -
arztes der Anstalt als ausreichend anerkannt werden .

Die Beihilfe wird nur für einen Zeitraum bis zu 4 Mo -
naten bewilligt . Eine darüber hinausgehende Bewilligung
bedarf der Zustimmung des Finanzministeriums .

In Betracht kommen nur Kuren zur Heilung einer be -
reits vorhandenen Tuberkulose , nicht aber Kuren zur Vor -
beugung gegen eine etwa drohende Erkrankung . Kuren in
Heilstätten außerhalb des Deutschen Reicl isgebiets dürfen
nicht bewilligt werden , es sei denn , daß die Besserung oder
Heilung des Leidens nach bezirksärztlichem Gutachten in
Heilstätten innerhalb des Deutschen Reichsgebiets nicht zu
erwarten ist .

Für Badekuren und für die Aufnahme in Heil - und
Erholungsstätten kann eine Beihilfe den planmäßigen und
außerplanmäßigen Beamten für ihre Person ausnahmsweise
gewährt werden . Sie darf nur dann bewilligt werden , wenn
nach dem Zeugnis eines beamteéten Arztes bei Anlegung
eines strengen Maßstabes eine Kur unter ärztlicher Leitung
notwendig ist und feststeht , daß nur durch diese Kur
und nicht durch eine andere Behandlungsweise die Wieder -
herstellung der Dienstfähigkeit zu erwarten ist . Die Kur
muß in einem von dem beamteten Arzt vorgeschlagenen Orte
und unter ständiger ärztlicher Aufsicht durchgeführt werden
Worüber eine ärztliche Bescheinigung beizubringen ist . Die
Beihilfe kann nur in besonders begründeten Ausnahmefällen
für eine längere Zeit , als für einen Monat gewährt

5
05

Soll die Kur über 6 Wochen dauern , so bedarf es der Zu -
stimmung des Finanzministeriums .

Landaufenthalt gilt nicht als Kur im Sinne dieser Be -
stimmungen .

C. Das Zeugnis des beamteten Arztes zu Buchstabe a
und b ist yor Antritt der Kur auf dem Dienstwege mit dem
Vorläufigen Antrag auf Bewilligung einer Beihilfe vorzulegen .
Nachträglich eingereichte Anträge werden , von ganz dringen -
den Ausnahmefällen abgesehen , nicht berücksichtigt . Aus -
nahmen bedürfen bei Bewilligung durch die Ministerien der
Zustimmung des Finanzministèeriums .

d. Die Beihilfe darf für Heilstätten - und Bad
höchstens 150 Frl , in Sonderfällen bis zu 200 “

ekuren usw .
V für einen



Schulgeſetz .

Monat betragen . Daneben können bis zu 80 v. H. der Kosten

der Hin - und Rückreise ( ür die 3. Wagenklasse und für

Gepäckbeförderung ) erstattet werden . Die häusliche Er -

sparnis ist anzurechnen .

9. Bei Krankheiten von längerer als dreimonatiger

Dauer kann , soweit nicht schon unter Ziffer 83 und b Aus -

nahmen vorgesehen sind , zu den über drei Monate hinaus

aufzuwendenden Kosten ganz ausnahmsweise eine zweite

Beihilfe beantragt werden , wenn dies notwendig ist , um be⸗

Sonders schwere Not abzuwenden . Die Genehmigung der

Ministerien bedarf auch hier der Zustimmung des Finanz -

ministeriums .

10. Im Falle eines dringenden Bedürfnisses (Zz. B. bei

Aufnahme in ein Krankenhaus oder eine Entbindungsanstalt ,

bei Begräbnissen ) kann den Beamten Familienmitslied )

durch die zuständige Behörde ( siehe Ziffer 7 Absatz 2) in

Grenzen der Ziffer 6 eine angemessene Abschlagszahlung

auf die Beihilfe gewährt werden , die sogleich als solche zu

Verrechnen ist .

11. Von den als Beihilfe bewilligten Beträgen sind Keine

Steuerabzüge zu machen , da die Beihilfe steuerrechtlich als

Unterstützung anzusehen ist .

12. Ist der Krankheits - oder Todesfall auf Umstände zu-
rückzuführen , für die ein Schadenersatzanspruch gegen einen
Dritten besteht , so kann dem Beamten ein unverzinsliches
Darlehen in Höhe der Beihilfe oder der Abschlagszahlung
auf diese aus Beihilfemitteln gewährt werden . Die Rück⸗

zahlung kann bis zur endgültigen Erfüllung des Ersatzan -
spruchs gestundet werden . Stellt sich innerhalb ange- ⸗
messener Zeit heraus , daß die Rechtsverfolgung des An⸗

spruchs gegen den Dritten ohne Verschulden des Verletzten

ganz oder zum Teil aussichtslos ist , so kann die für die Be-

willigung der Beihilfe zuständige Behörde das Darlehen
ganz oder zum Teil als Beihilfe endgültig verrechnen .

185 Soweit eine besondere Hilfsbedürftigkeit vorliegt ,
ohne dab die vorstehenden Ziffern 1 —12 anwendbar wären ,
— 2. B. bei Erkrankungen , die länger als drei Monate dauern

5 nicht nach Ziffer 9 behandelt worden sind , ferner bei

urkrankuns anderer als der in Ziffer 1 Absatz 5 genannten
Familienmitglieder oder bei Heilstätten - und Badekuren von
Familienangehörigen eines Beamten nach Ziffer 8 b kann

der Beamte gleichwohl Antrag auf Bewilligung einer Bei⸗

hilfe stellen. Für den Antrag ist der in Ziffer 4 vorge -

Schriebene Vordruck ebenfalls zu verwenden ; dabei ist in
Spalte 7 zu vermerken , wann und in welchem Betrage für

denselben Fall schon einmal eine Beihilfe bewilligt worden

ist . Uber das Gesuch entscheidet das vorgesetzte Vini -

1 des Landtags und des Rech-
N8 s der Präsident — im Einvernehmen mit dem
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Finanzministerium , bei den vom Staatsministerium ange -
stellten Beamten dieses .

14. Das Beihilfewesen für Ruhestandsbeamte und Hin -
terbliebene ist durch besondere Verordnung geregelt .

15. Vorstehende Grundsätze treten mit dem Tag der
Verkündigung in Kraft .

Fünfter Titel .

Von der Beſtreitung des Aufwandes für die Volksſchule .

Erſter Abſchnitt .

Von der Deckung der Gehalte und anderen

Bezüge der Lehrer .

Der fünfte Titel über den Aufwand für die Volksſchule be⸗

ſchäftigt ſich imerſten Abſchnitt mit dem von Gemeinde und Staat

gemeinſchaftlich zu tragenden perſönlichen Aufwand und im zwei⸗
ten Abſchnitt mit dem der Gemeinde allein zur Laſt bleibenden

ſachlichen Aufwand .

Im Einzelnen behandelt der er ſte Abſchnitt :

a) die von der Gemeinde an die Staatskaſſe zu leiſtenden feſten
Beiträge und die hieraus von der Staatskaſſe zu beſtreitenden
Ausgaben ( §8 72 und 73) ,

b) die von den Gemeinden an die Lehrer unmittelbar zu machen⸗
den Leiſtungen ( §8 74, 75, 76) ,

e) die zur Deckung der Ausgaben für die Lehrergehalte aus eigenem
Vermögen der Schule ( §8 78, 88, 83) , aus Leiſtungen Dritter

( §§ 79 —81 ) und aus Schulgeld (§88 88 —92 ) beizuziehenden Be⸗

träge und im Anſchluß daran die den Lehrern zuſtehenden Güter⸗

nutzungen , und

d) die an minder leiſtungsfähige Gemeinden zu gewährenden

Staatsbeiträge . 8§ 93 —110 .

Von dieſen Beſtimmungen ſind aufgehoben bezw . in Wegfall ge⸗
kommen :

a) Durch § 30 Beſ . Geſ . die §8 74, 75, 76 Ziff . 2, 3, 5 und 84 Abſ . 2,

b) infolge Aufhebung des Schulgeldes durch § 19 Abſ . 7 Bad . Verf .
die §8§ 88, 89, 91 und 92,

c) infolge Neuregelung der Aufwandsbeſtreitung durch das StVG .
die §§ 72, 73, 76, Ziff . 1. 93 —107 und 109.

Der Vollſtändigkeit halber ſind die aufgehobenen Beſtimmungen mit
Ausnahme der Paragraphen über die Art der Feſtſetzung der Staatsbei⸗

träge an minderleiſtungsfähige Gemeinden , die auch vom Standpunkt der

geſchichtlichen Entwicklung aus kein beſonderes Intereſſe mehr bieten

§ 95 —107 und 109) , nachſtehend zum Abdruck gebracht .

E
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